
SCHWEIZER REVUE
Die Zeitschrift für Auslandschweizer

Juni 2015

DieWährungspolitik der Schweizer
Nationalbank ist heiss umstritten

Alle reden von Integration und keiner
weiss wirklich, wie Integration funktioniert

Frauenfussball: Die Schweizerinnen spielen
an derWM, doch beachtet werden sie kaum



Internationale Kranken–
und Unfallversicherung

Kontaktieren Sie uns!
Tel: +41 (0)43 399 89 89

www.asn.ch
ASN, Advisory Services Network AG
Bederstrasse 51
CH-8027 Zürich
info@asn.ch

Individuelle Lösungen für:
 Auslandschweizer
 Auswanderer aller Nationalitäten
 Kurzzeit-Entsandte / Local Hire

 Nach Schweizer Modell
 Privater Versicherungsschutz lebenslang
 Freie Arzt- und Spitalwahl weltweit

Ausserdem:
 Internationale Erwerbsausfallversicherung
 Internationale Pensionskasse

EGELI Immobilien AG
Teufener Strasse 36 | 9000 St.Gallen | 071 221 11 77 | egeli-immobilien.ch Mitglied der EGELI Gruppe | egeli.com

Damit Sie sich um nichts kümmern
müssen, sorgen wir uns umfassend
um Ihre Liegenschaft in der Heimat.

Bewirtschaftung | Vermarktung – Ihr Partner in der Ostschweiz

EGELI
immobilien

MIET-PW, MIET-Camper, MIET-4x4
Ilgauto ag, 8500 Frauenfeld
200 Autos, 40 Modelle, ab Fr. 500.-/MT inkl. 2000Km

Tel. 0041 52 7203060 / www.ilgauto.ch

6111

Glückskette
DIE SOLIDARISCHE SCHWEIZ

Informationen auf www.glueckskette.ch oder www.swiss-solidarity.org.

Studien-

einstieg au
ch

in Englisch

möglich

Universität St.Gallen (HSG) | +41 (0)71 224 37 02
info@unisg.ch | www.unisg.ch

Mehr als
Wirtschaft.

Die Universität St.Gallen (HSG) ist eine der führenden
Wirtschaftsuniversitäten Europas, geprägt durch ihre ganz-
heitlicheAusbildung auf höchstem Niveau.Mit demAngebot
von zweisprachigen Bachelor-Programmen (deutsch & englisch)
unterstreichen wir unsere internationaleAusrichtung.

Gerne führen wir Sie bei Ihrem nächstenAufenthalt in
der Schweiz über den Campus und stehen für Fragen
zurVerfügung.

JETZT EIN JAHR GRATIS!

Grüezi

willkommä

PLATZIERE DEIN ANGEBOT (UNTERKUNFT,
RESTAURANT U.V.M) AUF HALLOSWISS.CH
UND FREU DICH AUF SCHWEIZER GÄSTE



3

Schweizer Revue / Juni 2015 / Nr. 3

Es herrschte Hochbetrieb bei den Schweizer
Politikanalysten am 12. April. Die Wahlen im Kan-
ton Zürich sorgten für Aufregung von Romanshorn
bis Genf. Alle wollten wissen, ob sich aus den Re-
sultaten von Zürich der Ausgang bei den Parla-
mentswahlen im Oktober ableiten lasse. Und was
sagten die Experten? Ja, ja, sagten die einen, die an-
dern sagten nein, nein, und alle lieferten eloquente

Erklärungen für ihre Meinung. Zusammengefasst: Keiner weiss es. Auf-
fallend ist, dass die FDP, einst staatsbildende und staatstragende Partei,
sich nach fast zwanzig Jahren im Sinkflug gefangen hat. Das ist erfreu-
lich. Dies vor allem, weil es in den gegenwärtig schwierigen Diskussio-
nen um die Beziehungen der Schweiz zu den Nachbarn in Europa eine
starke bürgerliche Stimme braucht, die, anders als die SVP, die EU nicht
als Feind, sondern als engen Nachbarn und wichtigen Handelspartner
sieht. Ein Nachbar, mit dessen Schicksal die Schweiz eng verbunden ist.
Das Kultivieren des EU-Feindbildes und nationalistischer Selbstgerech-
tigkeit werden der Schweiz sicher keinen Nutzen bringen.

ÜberdenStandderDingebei derUmsetzungderMasseneinwanderungs-
initiative und über die äusserst schwierige Situation, in der sich der Bundes-
rat dabei befindet, berichtet Redaktor Jürg Müller ab Seite 17. Das Fazit sei-
ner Analyse, die natürlich eine Momentaufnahme ist: Der Bundesrat ist auf
der Suche nach der Quadratur des Kreises.

Dem Thema Integration widmen wir den Schwerpunkt in diesem Heft.
Integration ist eng mit der Zuwanderung verbunden und deshalb imWahl-
jahr ein Dauerthema. Doch was genau ist Integration? Wie integriert man
sich in eine Gesellschaft? Oder wird man eher von einer Gesellschaft inte-
griert? Und werden Integrationsbemühungen von allen in gleichemMasse
erwartet? Unser Redaktor Marc Lettau hat sich auf die Suche nach Antwor-
ten gemacht. Seinen Beitrag finden Sie ab Seite 8.

Nochmals kurz zurück zudenWahlen inZürich: AndieUrnengegangen
sind am 12. April nur knapp über 30 Prozent der Stimmberechtigten. Das ist
unerfreulich, denn das bedeutet: Eine Minderheit entscheidet. In Hinblick
auf die nationalenWahlen möchte ich Sie als Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer darauf hinweisen, dass Sie sich ins Wahl- und Stimmre-
gister eintragen müssen, um an denWahlen teilnehmen zu können. Einen
Anmeldetalon finden Sie auf Seite 25.

BARBARA ENGEL, CHEFREDAKTORIN
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Briefkasten

Bitte mehr Fairness und Ausgewogenheit
Weshalbhabe ichmehrundmehrdasGefühl, die «SchweizerRe-
vue» tendiere zu einemeher liberalen «Reportagenstil», stattuns
Auslandschweizer sachlich, fairundausgewogenüberdie laufen-
den politischen Entwicklungen in der Schweiz zu informieren?
In keiner einzigen Ausgabe der «Schweizer Revue» wird konser-
vative Ideologie auch nur ansatzweise in Frage gestellt. In den
meisten angrenzenden Ländern herrscht der Liberalismus und
Sozialismus vor. Könnte es sein, dass der durchschnittliche
Schweizer eher rechts als links denkt und dass die Schweiz des-
halbseit jehereinHortderStabilitätunddesWohlstands ist?Bitte
kommentierenSiediepolitischeLandschaft inderSchweizdoch
mitmehr Fairness undAusgewogenheit. HANSJÖRG FRICK, KANADA

An wen denken die Politiker
In IhremEditorial «Kein Interesse amVolk» treffen Sie denNagel
auf den Kopf. Genau so sehe ich die politische Landschaft der
Schweiz.Dabei gäbees sovielWichtiges zubehandeln.Aberes ist
wie überall auf derWelt: Die Politiker denken zuerstmal an sich,
dann an die Partei und dann an die Grosskonzerne, an die Indus-
trieundvielleichtdann–aberwirklichnurvielleicht–andenklei-
nenBürger,der tagtäglichseinerArbeitnachgeht,derdieStrassen
putzt,denMüllwegräumt,dieMenschenzurArbeit fährtetc.Das

istdieRealität imheutigenAlltag.Allerdings spielendiePolitikermitdem
Feuer.Vielleicht reichtesderPutzfrau,demMüllmann,demFahrer,dem
Arbeiter irgendwann.Was dann? FELIX ROSHARDT, GMUNDEN, ÖSTERREICH

Weiter so
HerzlichenDank fürdie letzte, sehr interessanteAusgabeder «Schwei-
zer Revue»! Ihre Arbeit ist sicher nicht immer einfach, angesichts der
zubehandelndenAnliegenundThemen, dochdie letzteNummerhat
mich sehr beeindruckt. Machen Sie bitteweiter so.

ADRIAN K. H. KESSLER, PENANG, MALAYSIA

Gleiche Rechte für alle
Ein Schweizerundeine Schweizerinbleibenauch imAuslandSchwei-
zer Bürger. Also ist die Vertretung der Auslandschweizer im Parla-
ment richtig. Ichkannmirnicht gut vorstellen, dass zehnProzentder
Schweizer Bevölkerung von der Politik nicht mit den gleichen Rech-
ten behandelt werden. MAURO MATTIOLI, FRANKREICH

Ich träume wohl
Beim Lesen des Editorials traute ich meinen Augen kaum! Haben Sie
überhaupt die ProblemederMenschen in der EU erkannt? Verlust der
bürgerlichenFreiheiten,weildieStaatendenEU-Verordnungenfolgen
müssenund ihre Souveränität einbüssen,Wirtschaftsflaute ... Ich lebe

Ein 27.Kanton für die Auslandschweizer
746 000 Schweizer wohnen im Ausland. Würden sie einen Kanton
bilden, wäre es von der Einwohnerzahl her der viertgrösste.
Stellt die Fünfte Schweiz den 27.Kanton der Eidgenossenschaft dar?
Braucht es Auslandschweizer im Parlament?
> Wie denken Sie darüber?
> Äussern Sie Ihre Meinung auf:

Nehmen Sie auch an den Diskussionen

von SwissCommunity.org teil. Melden Sie

sich jetzt gratis an und verlinken Sie sich

weltweit auf: www.swisscommunity.org SwissCommunity.org ist ein Netzwerk der Auslandschweizer Organisation (ASO)

SwissCommunity-Partner
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Was tun, wenn man im Berlin von Ende 1944
denmilitärischenZusammenbruchvorAugen
hat undnurnocheineswill: seineHaut retten?
Der Schweizer SchriftstellerCharles Lewinsky
destilliert ausdieserEndzeitstimmungheraus
einen tragisch-komischen Roman der Extra-
klasse. Ein Team des Filmunternehmens UFA
erschleicht sich den Auftrag, einen Propa-
gandastreifen zur Stärkung des Durchhalte-
willens zu drehen, und zwar in den bayeri-
schen Alpen. Und so macht sich ein bunt
zusammengewürfelter Filmtross aufdenWeg,
wobei – mehr oder weniger stillschweigend –
allen klar ist, dass das primäre Ziel nicht der
Film, sonderndie Flucht ausdemHexenkessel
Berlin ist.

Die echten Herausforderungen beginnen dann in Kastelau. So
heisst das abgeschiedene und fiktive Kaff, wo es – im doppelten Sinn
des Wortes – zu überwintern gilt. Denn man muss ja so tun, als ob.
Keiner im Dorf darf Verdacht schöpfen, dass hier nicht ernsthaft an
einem Film imDienst des deutschen Endsiegs gearbeitet wird. Auch
dasFilmteam ist ambivalent: halb regimetreu, halbdesertierend.Und
als sichdieAmerikanernähern,mussmandiepaar lustlos gedrehten
Szenen noch schnell so um- und neu zusammenschneiden und er-
gänzen, dass aus demNazi-Streifenmit dem Titel «Lied der Freiheit»
ein heldenhaftes Filmdokument desWiderstands gegen das Regime
wird. Man will ja schliesslich den vorrückenden Alliierten nicht als
Nazi-Propagandatrupp in die Hände fallen.

DurchdasFilmteamwirdKastelau,dasbiedereDorf, zur skurrilen
Bühne all der Charaktere, die eine Diktatur nunmal so hervorbringt:
überzeugteNazis,Anpasser,Regimegegner,Durchmogler,Wendehälse.
Ein solcherWendehals ist es auch, der im Zentrum des Geschehens
steht. Walter Arnold machte zuerst als Schauspieler in Nazideutsch-
land Karriere, dann als ArnieWalton in Hollywood. Der Amerikaner
SamuelA.SaunderskommtaufdieSpurdieserGeschichte, recherchiert,
entdeckt Papiere, führt Interviews. Charles Lewinsky verfertigt eine
zuBeginndesBuchesetwaschaotischanmutendeCollagedieser–voll-
kommen fiktiven – Dokumente, die sich aber rasch zu einem immer
temporeicherenRomanverdichten.Mehrnoch:Eswerdenelementare
Fragenmenschlichen Verhaltens in Extremsituationen behandelt, in
einergrandiosenundtrotzallerTragikundDramatikunterhaltsamen,
spannendenArtundWeise. Lewinsky, dermit «Melnitz»und «Gerron»
bereitsmeisterhaftehistorischeRomanegeschriebenhat, erweist sich
mit derdoppelbödigenFiktion «Kastelau» auchvonderErzähltechnik
und der Konstruktion der Geschichte her als einer der einfallsreichs-
ten Schriftsteller deutscher Sprache. JÜRG MÜLLER

CHARLES LEWINSKY:

«Kastelau».
Verlag Nagel und Kimche,
München 2014.
398 Seiten. CHF 35.90,
ca. Euro 33.70

GelesenBriefkasten

Doppelbödiges ÜberwinterninFrankreichundwillmichnichtüberdieMigrationsproblematikaus-
lassen.Aberdarüberabzustimmen,hatdefinitivkeinenSinnmehr.Das
Parteienregime verdreht alles, was es eigentlich umsetzen sollte. Fest
steht jedenfalls, dass Sie die direkte Demokratie wohl nicht sehr mö-
gen. Sie ist ja auch dieWaffe des Volkes. Undwenndas Schweizer Volk
nicht so will wie Sie und Ihre Parteifreunde, dannmuss man es eben
verändern. Wenn Sie sich also weiterhin Demokratin nennen, ist das
zumindestwidersprüchlich. VÉRONIQUE D 'ACORSI-DECAILLET, FRANKREICH

Ich wünsche mir eine bessere Vertretung
Ich bin Auslandschweizerin und arbeite in England. Ich gehöre keiner
Partei an, stimme regelmässig ab und informiere mich stetig über
Schweizer Belange. Ich glaube sogar, ein viel besseres Bild zu haben als
viele in der Schweiz lebendeGenossen! Die Schweiz ist keine Insel, und
sozusagen als Herz Europas erscheint sie mir doch immer wieder sehr
isoliert, und kurzsichtig. Ich verstehe zwar, dass Auslandschweizer in
ThailandandereAnliegenhabenals jene inUruguay,Englandoder sonst
wo. Europapolitik und aussereuropäische Politik unterscheiden sich
stark.EinBeispiel:Auslandschweizer imEU-Raumdürfenabdem30.Al-
tersjahr nicht mehr freiwillig AHV bezahlen – sie werden gezwungen,
Lücken in ihre AHV zumachen – ausserhalb des EU-Raums darfweiter-
hin freiwillig eingezahlt werden. Für Auslandschweizer im EU-Raum
resultiert dies in stark gekürzten Renten. Für Schweizer im EU-Raum
sehe ich deshalb absolut einen Bedarf, im Parlament vertreten zu sein.
Heute ist es völlig normal, dass junge Leute einige Jahre imEU-Raumar-
beiten. Ichwäre sehr froh,wenn ihre undmeine Interessen undRechte
besser imParlament vertretenwären. CLAUDIA STAUSS, ENGLAND

20 Prozent in der Schweiz ohne Stimmrecht
Wenn wir über die Demokratie in der Schweiz nachdenken, ist das
Wichtigste, dass erst einmal alle ständigen Einwohner der Schweiz
dasRechthabenmitzubestimmen,was imLandgeschieht. Leider sind
über 20 Prozent der ständigenWohnbevölkerung der Schweiz von
derpolitischenMitbestimmungausgeschlossen,weil sie, auswelchen
Gründen auch immer, kein kleines, rotes Büchlein besitzen. Dies ist
nun ein sehr viel gravierenderes Problem als jenes, dass Ausland-
schweizer eineVertretung imParlament verdienen. Ichhoffe, dass ge-
rade wir als Auslandschweizer diese Verletzung der politischen
Rechte von Einwohnern (wie sie einige von uns sicher auch selber in
ihrer Wahlheimat erleben) beenden möchten. Ich denke, in diesem
Punkt wäre es nochwichtiger, aktiv zuwerden. ANDREAS BÜRKI, BERLIN

Dringend nötig
Es wäre absolut notwendig, eine Behörde zu haben, die die Anliegen
der Auslandschweizer entgegennimmtunddiese auch imParlament
vertritt. Bundesrat Berset hatte in seiner 1.-August-Rede in Thailand
betont,wiewichtigAuslandschweizer fürdie Schweizwärenundwas
für LeistungenAuslandschweizer für die Schweiz erbringenwürden.
Da stellt sich aber die Frage: Was tut die Schweiz für die Ausland-
schweizer? Jedenfalls braucht es dringend eine Vertretung im Parla-
ment, die die Anliegen der Auslandschweizer entgegennimmt und
ernsthaft vertritt. HERBERT STÄHELI, PATTAYA , THAILAND
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Gesehen

Eine irakische Familie,
verstreut über dieWelt
Mit sechs Jahren ist Samir aus dem Irak in die Schweiz
gekommen. Das war 1961. Heute ist er einer der bekann­
testen Filmregisseure der Schweiz. Vor gut zehn Jahren
hat er damit begonnen, die Lebenswege seiner iraki­
schen Verwandten zu erforschen, die Schicksale von
Geschwistern, Onkeln, Tanten, Cousins und Cousinen, die
aus der Heimat geflüchtet sind und über die ganze Welt
verstreut leben. «Iraqi Odyssey» heisst der
Dokumentarfilm, der daraus entstanden ist.

Den Bildern, die wir heute vom Irak haben, Bilder von
zerstörten, staubigen Landstrichen, von bärtigen Krie­
gern, von Bombenterror und Frauen mit schwarzem
Tschador, stellt Samir die Bilder seiner Erinnerung gegen­
über. Bilder aus dem Irak der Fünfziger­ bis Siebziger­
jahre, Bilder einer pulsierenden Stadt mit westlich ge­
kleideten Frauen, die an der Universität studieren und
sich fröhlich in Gesellschaft galanter Männer amüsieren.
Samir führt selbst aus dem Off durch seinen Film, der
sowohl Familienepos als auch Geschichtslektion ist.
Durch das orientalische Flair fürs Erzählen und den Hu­
mor von Samir und seinem Onkel Jamal aus London ist,
trotz der oft harten Schicksale der Exilierten, ein
herzerfrischender Film entstanden.

BARBARA ENGEL

Regisseur Samir mit seiner Schwester Hayath 1958 im Irak vor dem Auto des Vaters

Samir mit Verwandten 1967 bei den Ruinen von Baalbek im Libanon

Sabah Jamal Aldin, Samirs Onkel, der heute in London lebt

In den Kinos ist der Film in Deutschland und Italien ab Juli 2015 zu sehen, im
ehemaligen Jugoslawien im Frühherbst 2015. Vorführungen in anderen

Ländern sind noch nicht
terminiert.

DVD und VOD kommen im
Februar 2016 auf den Markt.

Über Website
www.iraqiodyssey.ch läuft ein
Projekt, bei dem andere Iraker
ihre Geschichte erzählen
können.

w i t h t h e p a r t i c i p a t i o n o f S a n a D - T h e D e v e l o p m e n T a n D p o s T - p r o D u c T i o n F u n D o F T h e a b u D h a b i F i l m F e s T i v a l - U n i t e D a r a b e m i r a t e S
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Familienpicknick 1959 in der Nähe von Bagdad mit Samir als kleiner Junge

Samir mit seinem Cousin Jamal al Tahir, der in Moskau lebt

Samirs Vater Riad (hinten 2. von links) mit Freunden und Cousins im Irak um 1935

Die Rashid Street in Bagdad, 1956

Souhir, die Halbschwester von Samir. Im Hintergrund Treffen der Muqtada­Miliz, 2007
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Schwerpunkt

MARC LETTAU (TEXT)

ANDREA CAPREZ (ILLUSTRATION)

Nennen wir den Mannmit den zupa-
ckendenHändenEnver.Der34-jährige
Kosovare lebt in Basel, ist geübt im
Umgang mit Maurerkelle und Mörtel.
Er erscheint Tag für Tagmit schweize-
rischer Pünktlichkeit am Arbeitsort.
Aber als «gut integriert» gilt ernicht. Er
kann sich nur schlecht inDeutsch ver-
ständigen. Schreibt der Hauswart im
Block «Kehrichtsäcke nicht am Vor-
abend vors Haus stellen!», missdeutet
Enver den Hinweis und stellt seinen
Müll schon mal vor die Tür: Er will ja
nicht der Letzte sein. Öfter mal zahlt
er Rechnungen deutlich später, als in
der Schweiz üblich. Öfter mal ist er
nämlich nicht liquid. Enver hat Schul-
den, stottert diverse Kleinkredite ab.

Integration per Vertrag

Dochheute sitzt Enver imMigrations-
amtund liest ein in seinerMutterspra-
che verfasstes Papier: «Kjo Marrëves-
hje e Integrimit duhet të kontribuojë
që të nxitet integrimi në rrafshin in-
dividual...». Ohne zu zögern setzt er
seine Unterschrift unters Papier. Un-
terschrieben hat er eben gerade eine
Integrationsvereinbarung – einen
Vertrag zwischen ihm und dem Kan-
ton Basel-Stadt. Er verpflichtet sich
vertraglich,Deutschzu lernenunddie
Schuldenberatungsstelle aufzusu-
chen. Das Ziel ist einfach: Der Koso-
vare soll für sichund seineFamilie die
Zukunftsperspektive verbessern.
WäreEnver einRüpel, hätteer auchzu
einemLernprogrammzurGewaltprä-
vention verpflichtet werden können.
Aberdazubesteht bei ihmkeinAnlass.
Sein Wohnkanton Basel-Stadt bietet
Jahr für Jahr rund 50 Ausländer aus

Nicht-EU-Staaten auf, um eine Integ-
rationsvereinbarung zu unterschrei-
ben. Man tue dies «als Fördermass-
nahme», sagt Andreas Knuchel, der
Sprecher des Justiz- und Sicherheits-
departements des Kantons Ba-
sel-Stadt. Was sich Förderung nennt,
ist abermit Forderungverknüpft.Wer
das vereinbarte Ziel nicht verfolgt,
wird ermahnt, in einem zweiten
Schritt verwarnt. Im Extremfall ver-
lieren Säumige das Recht, im Land zu
bleiben. Die Ziele würden in zwei
Dritteln aller Fälle ganzoder teilweise
erreicht, sagtKnuchel. In denübrigen
Fällen prüfe das Migrationsamt je-
weils «weitereMassnahmen». Basel ist
keine Ausnahme. Immer mehr Kan-
tone setzen auf diesen Weg, um aus-
ländische Mitbürgerinnen und Mit-
bürger dazu zu bewegen, sich
eingehendermitden schweizerischen
Lebensbedingungen und Alltagsre-
geln auseinanderzusetzen.

Im Grundsatz ist alles klar

Naheliegend ist, warum Bund, Kan-
tone und Gemeinden Integration ein
Anliegen ist. Einerseits ist es eine ge-
meinsame Erfahrung, dass gut einge-
gliederte Zuwanderer immer wieder
Wesentliches zur Prosperität des Lan-
des beigetragen haben. Anderseits ist
es die verbreitete Ansicht, dass ohne
Integration der Alltag – etwa der
Schulalltag – schwieriger ist. Vor allem
aber ist Integration gesetzlicher Auf-
trag. Das schweizerische Ausländer-
gesetz nennt dasWarum: Es gelte auf
ein «Zusammenleben der einheimi-
schenundausländischenWohnbevöl-
kerung auf der Grundlage der Werte
der Bundesverfassung und gegensei-
tiger Achtung und Toleranz» hinzu-

wirken. Das Gesetz nennt aber auch
das Wie. Integration könne nur gelin-
gen, wenn die einheimischeWohnbe-
völkerung dies unterstütze. Sie setze
nichtnurdenWillenderZugezogenen
voraus, sondern ingleichemMass «die
Offenheit der schweizerischen Bevöl-
kerung».

Veränderte Wetterlage

Die mässigen Sprachkenntnisse des
Bauarbeiters Enver haben einen Vor-
teil: Er nimmt nicht so direkt zur
Kenntnis,wiekontroversderzeit über
die künftige Ausrichtung der schwei-
zerischen Integrationspolitik debat-
tiertwird.Vordergründig ist zwardas
Stichwort Zuwanderung das alles do-
minierende. Aber das Ringen um die
Umsetzung der vom Volk am 9. Feb-
ruar 2014angenommenenMassenein-
wanderungsinitiative verändert auch
das Klima für die bereits ins Land Zu-
gewanderten. Die Revision des Aus-
ländergesetzes stand zwar schon vor
der Abstimmung auf der Agenda des
Bundesrats:Weil erdenGrundsatzdes
Förderns und Forderns stärken will.
Doch die grösste politische Partei im
Lande, die SVP, stemmt sich gegen
mehr staatliches Engagement. Die
Partei, die inderAusländerpolitikden
Takt angibt, nimmt in ihrem Positi-
onspapier zum Thema Integration
eine apodiktische Haltung ein: «Inte-
gration ist keine Staatsaufgabe, son-
dern primär Aufgabe der Zugewan-
derten – eine Konsequenz ihres
Entscheides, sich die Schweiz als Le-
bens- und Arbeitsort auszusuchen.»
Und als Kurzformel konstatiert die
SVP: «Integration ist kein Selbstbedie-
nungsladen.» Einmal also Integration
als gegenseitiger Akt, einmal Integra-

Besuch auf der grossen Baustelle der Integration
Zuwanderung: So heisst in der Schweiz der politische Zankapfel des Jahres. Für die bereits Zugewanderten
vor allem ist die Frage brisant, wie sich die Schweiz künftig Eingliederung vorstellt. Soll der Staat Integration stärker
fordern und fördern? Oder ist Integration alleinige Pflicht der Zugewanderten?
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Sich ein Bild zu
machen von Land
und Leuten, ist
keine einfache
Aufgabe

tion als private Hausaufgabe. Die Po-
sitionen liegen weit auseinander, ent-
sprechend unklar ist, wo die Reise
endenwird.

Nach der Zäsur die Verhärtung

Jene, die Ausländerinnen und Auslän-
der bei ihren Integrationsbemühun-
gen begleiten, sehen den Volksent-
scheid vom 9. Februar 2015 als harte
Zäsur.HeidiMückvom«Forumfürdie
Integration der Migrantinnen und
Migranten» (FIMM), dem Dachver-
band der Migrantenorganisationen
der Schweiz, spricht von einem Rück-
schlag: «Viele der hier lebenden Aus-
länderinnen und Ausländer leiteten
vom Volksentscheid ab, sie seien hier
nicht mehr erwünscht.» Bei der Integ-
rationspolitik und ihren eigentlichen
Zielen, «jenen, die hier leben, arbeiten
und Steuern bezahlen, die grösstmög-
liche Partizipation zu gewähren»,
herrschten heute « verhärtete Voraus-

setzungen», sagtMück.Voneiner sach-
lichen Debatte übers Thema Integra-
tion sei die Schweiz derzeit weit
entfernt. Als Beleg dafür nennt sie die
gesunkene Hemmschwelle in denMe-
dien. Mit pauschalisierenden Aussa-
gen–etwaüber «Kosovo-Raser» –wür-
denVorurteilebedientundzementiert.
Mücks grössere Sorge: «Auch der Ton
im politischen Diskurs ist härter ge-
worden, Schlagworte wie ‹Schein-
asylanten› oder ‹Sozialhilfebetrüger›
etablieren sich im Wortschatz natio-
naler Politikerinnen und Politiker.»

Der demografische Wandel hält an

Während Enver Deutsch büffelt und
diePolitikumLösungen in SachenZu-
wanderung und Integration ringt,
geht die demografische Veränderung
der Schweiz weiter. Die Umwälzung
ist beachtlich. Hoch ist die Zahl der
Auswanderer, 2013 sind es 78000.
Deutlich höher ist die Zahl der Zu-

wanderer: 167 000. Unter dem Strich
bleibt ein beträchtliches Wande-
rungssaldo. Zwar sind die Zuwande-
rungszahlen klar tiefer als in den
1960er-Jahren, als bis zu210000Men-
schen (1962) ins Land strömten, unter
ihnenviele arbeitswillige Italiener. In-
tegrationsfachleute nennen das Bei-
spiel dennauchgerne als Beleg fürdie
grosse Integrationsleistung der
Schweiz. Der Beweis für diese Leis-
tung sei, dass sichdie allermeistender
1,8Millionen inder Schweiz lebenden
Ausländerinnen und Ausländer ohne
nennenswerte Schwierigkeiten indie
Gesamtgesellschaft einfügten.

Boden für Polemik

Nur: Längst nicht von allen Auslände-
rinnen und Ausländern werden im
gleichen Mass Integrationsbemühun-
gen gefordert. Das schafft Ungleichbe-
handlungen. So ist eszwar theoretisch
möglich, dass in der Schweiz lebende
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Schwerpunkt

EU-Bürgerinnenund-Bürgerübereine
Integrationsvereinbarung indiePflicht
genommenwerden–wiederKosovare
Enver. InderPraxisgeschiehtdasnicht.
Und die Forderung, wer hier wohne,
dürfe nicht in einer Parallelwelt leben
und müsse sich deshalb in einer Lan-
dessprache verständigen können, gilt
nicht für alle: Gutbetuchte und aus-
schliesslich englisch sprechende
Experten, die – etwa in der Finanz-
wirtschaft – in einer gänzlich vom
schweizerischenStammtischabgekop-
pelten Parallelwelt leben, bleiben von
Integrationserwartungenunbehelligt.

Dafür gibt es Integrationswillige,
deren Integration aus Sicht der Mehr-
heitsbevölkerung höchst umstritten
ist. Die Rede ist von den rund 100000
in der Schweiz gestrandeten Papierlo-
sen, so genannten Sans-Papiers, die
zum Teil schon seit Jahrzehnten hier
leben und arbeiten. Da ohne Aufent-
haltsbewilligung, werden Sans-Pa-
piers oft ausgebeutet. Linksparteien
und Menschenrechtsorganisationen
pochen deshalb auf die Legalisierung
ihres Aufenthaltsstatus. Am anderen
EndedespolitischenSpektrums lösen
solche Anliegen schieres Entsetzen
aus: «Die Bagatellisierungder Sans-Pa-
piers-Problematik durch die Mit-
te-links-MehrheitundderVerweis auf
vermeintliche Grundrechte unter-
gräbtdie SchweizerAusländerpolitik»,
sagt die SVP. Sie fordert einfach: «Ille-
gal Anwesende haben die Schweiz zu
verlassen.»

Beispiel Religion

Verdienen Ausländerinnen und Aus-
länder dann Respekt, wenn sie ihren
Integrationswillen bewiesen haben?
Oder braucht es Respekt, damit sie ih-
ren Integrationswillen überhaupt zei-
gen können? Diese Fragestellungwie-
derholt sich stets aufsNeue. Besonders
deutlichwird sie,wennesumdasVer-
hältnis der Schweiz zu den rund
400000 imLand lebendenMuslimen
undMusliminnengeht.DerVorschlag,

die Anerkennungmuslimischer Glau-
bensgemeinschaften in Erwägung zu
ziehen, weil so die Integration junger
Muslime verbessert und die Bildung
einer Parallelgesellschaft verhindert
werden könne, ist in der Schweiz der-
zeit nicht mehrheitsfähig. Muslime
stehendeshalbnichtnurunterAnpas-
sungs-, sondern auch unter anhalten-
dem Rechtfertigungsdruck. Muslimi-
sche Schülerinnen und Schüler der
Sekundarschule Niederhasli im Kan-
ton Zürich erklärten zu ihrer Befind-
lichkeit unlängst in einer Reportage
des Deutschschweizer Radios (SRF1):
Siemüssten sich laufend fürTatenvon
Terroristen entschuldigen, dabei ent-
setze und erschüttere deren Tun sie
genauso stark wie ihre nichtmuslimi-
schen Freundinnen und Freunde.

Im Wechselbad zwischen Aus-
grenzung und Anpassungserwartun-
gen hat sich die Integration der Mus-
lime in der Schweiz im letzten
Jahrzehnt verschlechtert. Zumindest
lässt die Heiratsstatistik des Bundes
diesenSchluss zu. 2001heiratetenoch
die Hälfte aller Muslime jemanden ei-
ner anderen Religionsgemeinschaft.
Mischehen gelten gemeinhin als Aus-
druckeinesunbelastetenAustausches
zwischen den Kulturkreisen. Zwölf
Jahre später, 2013, waren Ehen zwi-

Integration bedeutet:
Stück für Stück zu
begreifen, wie das
Leben funktioniert,
aber auch, als Ganzes
wahrgenommen zu
werden

schenMuslimenundAndersgläubigen
dieAusnahme.Über 80Prozentheira-
teten innerhalbder eigenenGlaubens-
gemeinschaft.DieGründedafür seien
in der anhaltenden Skepsis der Mehr-
heitsgesellschaft den Muslimen ge-
genüber zu suchen, sagt der ira-
nisch-stämmige Soziologe Farhad
Afshar.DieseMeinung teilt die schwei-
zerische Bischofskonferenz.

Sommarugas schwieriges Dossier

«Das Dossier Zuwanderung ist ein
schwieriges. Der Druck ist hoch.» So
lautete das Fazit von Bundespräsiden-
tin und Justizministerin Simonetta
Sommaruga (SP) ein Jahr nach der An-
nahme der Masseneinwanderungs-
initiative. Der Clinch mit der EU an-
gesichts der vom Schweizer Volk
geforderten Drosselung der Zuwande-
runghält an.TrotzderUngewissheiten
sagt die Justizministerin klar, die Neu-
reglung der Zuwanderung dürfe kein
neues Integrationsproblem schaffen.
Insbesondere stellt sie sich gegen die
Idee, wieder Arbeitskräfte ohneRecht
auf Familiennachzug ins Land zu ho-
len: «Der Bundesrat will keine Saison-
niers mehr.Wir hatten ein Saisonnier-
statut. Das hatte die dramatische
Auswirkung,dass sichFrauenundKin-

Wanderland
Schweiz
Eine sehr rege Wandertä­
tigkeit prägt die Schweiz
schon seit Jahrhunderten.
Eine grössere Einwande­
rungswelle führte bereits
im 16. Jahrhundert zu einer
Bevölkerungszunahme.
Ende des 17. Jahrhunderts
immigrierten einige
Zehntausend protestanti­
sche Glaubensflüchtlinge
aus Frankreich in die
damalige Schweiz. Auch die
Französische Revolution
führte zu einer ostwärts
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der während Jahren versteckenmuss-
ten.» Von linkswie rechtswehtder Jus-
tizministerin inSachenZuwanderung
– und Integration – ein kühler Wind
entgegen.DasWahljahrzeigtWirkung:
Die Temperatur der politischen Ausei-
nandersetzung steigt, der politische
Wille zumKonsens sinkt.

Einpassen oder Anpassen?

Warmanziehenwollen sich auch jene,
die sich im Alltag mit konkreten Inte-
grationsfragen auseinandersetzen.
FIMM-Vertreterin Heidi Mück geht
davon aus, «dass es weitere Verteidi-
gungskämpfeumGrundrechte geben
wird». EinDauerkonflikt sei, dass viele
von Integration – also Eingliederung –
sprächen, aber Assimilation – also An-
passung–meinten.Wenn sichAuslän-
der nicht mehr nur eingliedern,
sondern bis zur Aufgabe ihrer kultu-
rellen Identität anpassen müssten,
werde die Sache erst recht kompli-
ziert: «Ist Anpassung das Ziel, dann
stellt sich ja die Frage: Anpassung an
wen? Immerhin ist ‹der Schweizer› ja
ein sehr heterogenesWesen.Wir ken-
nen den Normschweizer nicht.» Der
Zürcher Philosoph und Migrations-
ethiker Andreas Cassee sagt es noch
deutlicher. In den meisten europäi-

schen Ländern gebe es gar keine «Ein-
heitskultur»mehr, an die anzupassen
man verlangen könne: «Eine Katho-
likin aus einem abgelegenen Tal im
Wallis hatmit einemurbanenHipster
ausZürichwenig gemeinsam.»Werde
Ausländern mangelnder Wille zur In-
tegration vorgeworfen, gehe es in
Wahrheit oft mehr um die Artikula-
tion des Unmuts angesichts der
schwindenden Akzeptanz eigener
Nostalgie, sagt Cassee.

Die Baustelle als Schulstube

Auf jeder Baustelle gibts auch Prakti-
ker, die, ohne lange zu politisieren,
pragmatisch zupacken. Das merkt
auchder zu integrierendeArbeiterEn-
ver, der von Amtes wegen dazu aufge-
fordertwurde, endlichDeutsch zu ler-
nen. Ermacht gute Fortschritte, denn
er besucht nicht nur den vorgeschrie-
benen Sprachkurs. Sein Patron ge-
währt ihm zusätzlich Unterricht –
währendderArbeitszeit. «Deutschauf
Baustellen» heisst das Pilotprojekt,
das der Schweizerische Baumeister-
verband (SBV) führt. FürdenVerband
sei das Engagement naheliegend, be-
schäftige die Baubranche doch über-
durchschnittlich viele fremdspra-
chige Menschen, sagt Matthias Engel

vom SBV. Und die Baumeister stossen
eine weitere Türe auf: In Sursee im
KantonLuzernwerdenerstmals aner-
kannte Flüchtlinge und vorläufig Auf-
genommene in einem einjährigen
Lehrgang ausgebildet.Das ermöglicht
ihnen, später eine Maurerlehre zu ab-
solvieren – und an der Zukunft der
Schweizmitzubauen.

Für Wandel steht auch die 19-jäh-
rige Elizabeth Okisai, die eben ihre
Lehre als Automatikerin bei den Ver-
kehrsbetrieben Zürich begonnen hat.
Warum das vermeldenswert ist? Die
junge Kenianerin, einst Strassenkind,
darf als erste Sans-Papiers überhaupt
im Kanton Zürich eine Berufslehre
machen. Ihr Fall steht für die sachte
Gegenbewegung: In der Vergangen-
heit waren Flüchtlinge, vorläufig Auf-
genommeneundSans-Papiers auf der
Schwelle zumErwachsenenalter zum
Nichtstun verurteilt. Aber wer nichts
tun darf, kann sich nicht integrieren,
kann nicht integriert werden.

Begrenzung zwingt zur Integration

Eleonore Wettstein, die Leiterin der
Basler Informationsstelle für Integra-
tion, ist angesichts solcherTendenzen
willens, die «Baustelle Integration»
auch als Chance zu sehen. Wenn die
Zuwanderung begrenzt und die be-
reits im Land Lebenden stärker gefor-
dertwürden, dann führedies auchzur
«positivenEntwicklung, dassderBund
sich stärker bemüht, Flüchtlinge ins
Berufsleben einzubinden, insbeson-
dere im Pflegebereich, im Bauwesen
und in der Gastronomie». Wettstein
sagt: «Flüchtlinge wurden wegen
schlechterDeutschkenntnisse oftaus-
genützt oder waren zum Nichtstun
verurteilt.» Jetzt eröffne sich ihnendie
Möglichkeit, sich aus- oder weiterbil-
den zu lassen. Da diese Menschen
höchstwahrscheinlich sowieso im
Lande blieben, sei dies «sehr weise».
Denn: «Sie sindzukünftige Schweizer.»

MARC LETTAU IST REDAKTOR DER «SCHWEIZER REVUE»

Hochwillkommen
sind Angestellte in
den Chefetagen:
Integration ist hier
Nebensache

führenden Wanderungsbe­
wegung. Das 19. Jahrhun­
dert hingegen war geprägt
von einem Jahrzehnte
anhaltenden Exodus: Die
Schweizer verliessen die
Schweiz. Eine starke
Zuwanderung setzte erst
Ende des 19. Jahrhunderts
ein, wegen des steigenden
Bedarfs der Schweizer
Wirtschaft an Arbeitskräf­
ten. Bis 1920 kletterte der
Ausländeranteil auf fast 15
Prozent an. Damals stamm­
ten die meisten Zuwanderer
aus Deutschland. (mul)
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Kolumne

WAHLEN
2015

GEORG KOHLER

Nach den ersten Entscheidungen im Jahr
2015 – denWahlen ins Kantonsparlament
vonBasel-LandundLuzern–bestätigt sich
die Vermutung, dass es beim eidgenössi-
schen Urnengang im Herbst zum «Lager-
wahlkampf» kommen wird: Bürgerliche
gegen den Rest. DieMitte soll auf der Stre-
ckebleiben, aber auchdieGrünenunddie
Linken sowieso.Was neben Letzteren vor
allemdieBDP, dieAbspaltungder SVP, die
mit vollem Namen Bürgerlich-Demokra-
tische Partei heisst, und die Grünliberale Partei (GLP) nervös
machenmuss.

Dochwasbedeutet eigentlich «bürgerlich»?Undwasmeint
«Mitte-links»? Dieser Kampf- und Differenzbegriff von rechts
dient vor allem dazu, den gegenwärtigen Bundesrat samt der
vonder SVP verfemtenBundesrätinWidmer-Schlumpf als un-
genügend zu qualifizieren.

ImderzeitigenBundesrat gehörenvierMitgliederdembür-
gerlichen Verbund aus FDP, SVP und CVP an. Eveline Wid-
mer-Schlumpf als links zu definieren, ist, nach den üblichen
Kriterien der Politikanalyse, unmöglich. Den beiden Sozialde-
mokraten steht eine solide nicht sozialdemokratische Mehr-
heit gegenüber. Die Legislaturperiode 2012/2015 hat das Gre-
mium recht erfolgreich über die Bühne gebracht. Gleichwohl:
Diese gefährliche Mitte-links-Allianz sei abzuwählen, dekla-
rieren dieWortführer der Bürgerlichkeit.

Die aktuelle Wahlkampfrhetorik und die bisherige Reali-
tät der eidgenössischen Politik sind nicht wirklich deckungs-
gleich.Wie lässt sich das erklären?Undwas besagt diese Erklä-
rung für die (gut)schweizerische Art, Staat zu machen?
Besonders originell sindweder diese Fragen noch die Antwor-
ten; überflüssig sind siedennochnicht.Denn sie verweisenauf
dieWirklichkeit der auchhierzulandeverwandelten (Medien-)
Öffentlichkeit. EineWirklichkeit, die dem lange gültigenMar-
kenzeichen der politischen Nation Schweiz – mit ihrem wet-
terfesten Common Sense – nicht mehr ohne weiteres ge-
recht wird.

Warum also ein «Lagerwahlkampf» als Methode im
Wettbewerb umStimmen?Ganz einfach,weil er der Logik
heutigerMedienkampagnenambesten entspricht. Zielset-

zung ist die Vereinfachung samt zugehö-
riger Feindmarkierung. «Wir gegendie an-
deren», lautet dasMotto.Das reduziert die
Unsicherheit und gibt die Gewissheit, auf
der richtigen Seite zu stehen.

Die Methode ist so alt wie die Macht-
gesetze des Politischen. Verwendet wird
sie von links bis rechts, von Leninwie von
Goebbels – und von vielen gewinnorien-
tiertenWahlkämpfern indemokratischen
Ländern. Aber passt sie zur besonderen
Demokratie der Schweiz? Eigentlich ganz

und gar nicht. Denn die schweizerische Verfassung und die
durch sie bedingtenProblemlösungsprozesse sind strukturell
auf Kompromiss, Integration und darum auf vermittelnde,
übergreifende, möglichst alle Interessengruppen berücksich-
tigende Ergebnisse gerichtet.

Um es in einem Gegensatzpaar zu fassen: Sie sind geeicht
auf «bürgerliche» Vereinbarungen im Sinn republikanischer
Gemeinsinnigkeit – und nicht primär interessiert an «bürger-
licher» Ordnung im Sinn minimalstaatlicher Wirtschafts-
freiheit.

AlsMitte-links erscheint der amtierende, voneinemdemo-
kratischgewähltenParlamentdemokratischgewählteBundes-
rat also bloss deshalb, weil er in den letzten vier Jahren dem
bürgerlich-republikanischenVerfassungskonsens entsprochen
hat – keineswegs erfolglos! «Unbürgerlich» ist er nur für dieje-
nigen, diemit bürgerlich all das verbinden,was gut zudenEnt-
weder-oder-RegimeneinerparlamentarischenMajorz-Demo-
kratie englischer Prägung passt, nicht aber zur Schweiz mit
ihrer eigentümlichen, geschichtlich gewachsenen Konkor-
danz-Demokratie.

Um es zu wiederholen: Zum helvetischen System gehört –
schon sehr langeundaus gutenGründen–die breite Lagerung
der Macht, der Respekt vor der abweichenden Meinung und
die prinzipielle Anerkennung der anderen Seite als dem legiti-
menMitgestalter der gemeinsamen res publica.

Man wird einwenden, der moderne Wahlkampf habe
nun einmal seine eigenen Gesetze. Das mag stimmen, än-
dert aber nichts an der Tatsache, dass das nicht gut ist für
das vielleichtBesteder schweizerischenpolitischenKultur:
ihren Common Sense.

Was heisst bürgerlich?
Über Common Sense undWahlkampflogik

Georg Kohler, emeritierter Professor für politische Philosophie der Universität Zürich, beobachtet und analysiert
für die Auslandschweizer über das ganze Jahr 2015 den Wahlkampf in der Schweiz



13

Schweizer Revue / Juni 2015 / Nr. 3 / Foto: Keystone

STÉPHANE HERZOG

Am 15. Januar gab die Schweizerische
NationalbankdieAufhebungdesMin-
destkurses von 1.20FrankenproEuro
bekannt. Damit kletterte die europä-
ische Fluchtwährung umgehend auf
Rekordhöhen, wobei ein Euro zeit-
weise nur noch 80 Rappen kostete.
Gleichzeitig registriertedie Schweizer
Börse allein infolgederAnkündigung
dieserMassnahmeeinenEinbruchum
knapp 15%.

Zwar ist der Frankenkurs seitdem
wieder deutlich gesunken und die Ak-
tienkurse haben sich erholt. Doch die
Schweizer Währung ist aufgrund ih-
rer Attraktivität – die Aufwertung be-
trug von Januar bis Ende März 14% –
weiterhin zu stark. Blaise Matthey,
Generaldirektor des Verbands der
Westschweizer Unternehmen Genf,
rechnet damit, dass dieser Entscheid
mit seinen Auswirkungen auf die Pro-
duktionskosten «abdiesem Jahr einen
Konjunkturabschwung und wohl ei-
nen Anstieg der Arbeitslosigkeit» zur
Folgehabenwird.DieseEntscheidung
wirddieSchweizerschüttern, glauben
auch Marcelo Olarreaga und Michel
Girardin, Wirtschaftsprofessoren an
der Universität Genf.

Die Gründe

Warumhat die SNBgeradediesenMo-
ment für die Freigabe des Frankens
gewählt?Undwarumhatte sie imSep-
tember 2011 beschlossen, einen Eu-
ro-Mindestkurs festzulegen? Die bei-
den Professoren sind sich einig, dass
das eine ausgezeichneteEntscheidung
war. «Die europäischeWährunghatte
aufgrundder Schuldenkrise inderEu-
rozone stark an Wert verloren», so
Marcelo Olarreaga. «Die Schweizer

Waren verteuerten sich und der Fran-
ken wurde immer attraktiver. Es be-
standdaherRezessionsgefahr.»Alsder
Euro fast Parität mit dem Franken er-
reicht hatte, beschloss die SNB, auch
auf Druck derWirtschaft einen Euro-
Mindestkurs von 1.20 Franken fest-
zulegen.

DasunabhängigeOrganundWäh-
rungshüter des Landes begann also
Franken zu kaufen und zu diesem
Kurs (undnichtdarunter) zu tauschen.
«Die SNB hat Franken verkauft und
Vermögenswerte in Euro sowie euro-
päische Anleihen gekauft, um die

Wirtschaftstätigkeit des Landes zu
stützen», fasst Marcelo Olarreaga zu-
sammen.DieMassnahme, Frankenzu
drucken, um Devisen – Yen, Dollar,
Rubel usw. – aufzukaufen, bescherte
der SNB aber eine Bilanzsumme von
550MilliardenFranken,was 80%des
SchweizerBIP entsprachund letztlich
Anlass zur Besorgnis gab.

MarceloOlarreaga glaubt, dassdie
Entscheidung zur Aufhebung des
Euro-Mindestkurses von der Angst
der SNB vor einem Kontrollverlust
über die Währung geleitet wurde.
«Der Verfall des Rubels, der Bürger-
krieg inderOstukraine, aber auchdie
von der Europäischen Zentralbank

(EZB) angekündigtenmassiven Anlei-
henkäufe liessen eine Abwertung des
Euro befürchten. Die Aufrechterhal-
tungdesEuro-Mindestkursesvon 1.20
Franken hätte in diesem Fall noch
mehr Euro-Ankäufe erfordert, um
den Franken auf einem akzeptablen
Niveau zu halten», erläutert er. Gleich-
zeitig glaubte die SNB, dass die in Um-
lauf befindliche Frankenmenge letzt-
endlich zu einer Inflationsgefahr für
die Schweiz führen könnte. «Die SNB
befürchtete den Verlust ihrer Unab-
hängigkeit in dem Fall, dass die Fran-
kenbesitzer –Banken, Pensionskassen,
Privatpersonen – begonnen hätten,
ihre Franken zu verkaufen, was eine
Abwertung der Schweizer Währung
bewirkt hätte», ergänzt der Genfer
Ökonom.

250 Milliarden Euro in den Tresoren

Die beidenGenfer Ökonomenweisen
auch darauf hin, dass die SNB einen
Teil ihres Gewinns an die Kantone
ausschüttet. Die Zentralbank fürch-
tete sich möglicherweise vor deren
Reaktion in dem Fall, dass dieser
Geldsegenversiegenwürde, soMichel
Girardin. In Anbetracht der Tatsache,
dass die SNB derzeit bereits knapp
250MilliardenEuro in ihrenTresoren
hält – Devisen, die zum Teil zu einem
Kurs zwischen 1.40 und 1.50 Franken
gekauft wurden – «zog sie es vor, die
Notbremse zu ziehen, um Schlimme-
res zu vermeiden». Mit anderenWor-
ten: Die SNB wollte verhindern, dass
ihre Bilanz noch weiter aufgebläht
wird und sie bei einer Aufhebung des
Euro-Mindestkurses auf Bergen von
entwerteten Euros sitzenwürde.

DiebeidenGenferÖkonomensind
sich noch in einemweiteren Punkt ei-

Die Angst vor einemKontrollverlust?
Die Entscheidung der Nationalbank zur Freigabe des Schweizer Frankens wurde von der Furcht vor einem
Kontrollverlust über die Währung geleitet, glauben Ökonomen. Ein erneuter Blick auf die Aufwertung des Frankens,
welche die Wirtschaft des Landes bedroht.

Politik
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nig: Der Zeitpunkt der Entscheidung
war nicht richtig. Michel Girardin ist
der Ansicht, dass dasHauptargument
der SNB zur Rechtfertigung des Zeit-
punkts ihrer Entscheidung nicht zu-
trifft. «Die SNB gab an, dass der Fran-
ken Anfang Januar 2015 weniger
überbewertet war als im September
2011, zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Euro-Mindestkurses». Doch
eigentlich hat sich zwischen diesen
beidenZeitpunkten nichts verändert.
Dies beweist Michel Girardin zufolge
die Tatsache, dass die reale Kaufkraft-
parität zwischen der Eurozone und
der Schweizunverändert geblieben ist
(bei 1.31 Franken für 1 Euro). Der Pro-
fessor vertrittdieAnsicht, dass dieAb-
wertung des Frankens seit 2011 aus-
schliesslich auf die Entwicklung des
Dollars zurückzuführen ist, die ihrer-
seits positiv fürdenTeil der Schweizer
Wirtschaft ist, der in dasDollargebiet
exportiert.

Marcelo Olarreaga weist seiner-
seits aufdieSchwierigkeitender latein-

Die Folgen eines zu
starken Frankens
Anstieg der Exportpreise, relativer Lohnanstieg,
Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh­
men, Anstieg der Arbeitslosigkeit: Diese Übel
könnten der Schweizer Wirtschaft drohen. Blaise
Matthey, Generaldirektor des Verbands West­
schweizer Unternehmen Genf, gibt zwei konkrete
Beispiele für die Auswirkungen des Franken­
Anstiegs. Das erste ist das eines Fertigungsunter­
nehmens, das seinen ausländischen Zulieferer
gebeten hat, seine Preise zu senken. «Dieser hat
sich geweigert, sodass der Schweizer Unternehmer
nun keinen Handlungsspielraum mehr hat», fasst
er zusammen. Das zweite ist das eines Schweizer
Unternehmens nahe der französischen Grenze, das
Bücher für den Export in die Eurozone druckt. «Die
Gesellschaft hat jüngst in ein neues Fliessband
investiert. Doch jetzt sind ihre Exportpreise zu hoch.
Sie denkt darüber nach, den Grossteil ihrer
Produktion auf die andere Seite der Grenze zu
verlagern und nur noch die Verwaltung in der
Schweiz zu lassen», erzählt Blaise Matthey. Über

die Ratschläge des Staatssekretariats für
Wirtschaft (SECO) an die Schweizer Unternehmen
kann er nur verbittert lachen. «Die Unternehmen
haben bereits in vielen Bereichen gehandelt, um
ihre Produktivität zu verbessern, Neuerungen
einzuführen usw.», betont er.

Seiner Meinung nach ist die Wirtschaft unter
Druck und der Schweizer Alleingang in einer Welt,
in der sich heute grosse Wirtschaftsblöcke wie
Europa und die USA gegenüberstehen, nicht mehr
haltbar. Er fragt sich: «Was ist ein Schweizer
Franken wert, der seine Wirtschaft erstickt?»

Ökonomie­Professor Marcelo Olarreaga weist
darauf hin, dass die Schweizer Löhne mit der
Aufhebung des Euro­Mindestkurses schlagartig um
15 bis 20% gestiegen sind. Das Land, dessen
Exporte zu einem Grossteil nach Europa gehen,
sieht sich einem Preisanstieg ausgesetzt, dessen
logische Folge ein Rückgang oder bestenfalls
eine Stabilität des BIP ist. «Es ist ganz einfach»,
erläutert der Genfer Professor, «man kann
inzwischen viel günstiger im benachbarten
Frankreich Ski fahren gehen.»

STÉPHANE HERZOG

Für die amerikanische Betriebswirt-
schaftsprofessorin Suzanne de Tre-
ville stellt der Wegfall des Euro-Min-
destkurses paradoxerweise eine
Chance für die Schweizer Unterneh-
men dar. «Von einigen Firmenchefs
habe ich erfahren, dass sie verzweifelt
sind. Doch gleichzeitig steigt ihre Be-
reitschaft, überneueVorschlägenach-
zudenken. Das ist in etwawie nach ei-
nerHerzattacke–man ist dannoffener
für Ernährungsratschläge», erläutert
die Professorin, die an der HEC
Lausanne lehrt. Sie vertraut jedenfalls
aufdie SchweizerWirtschaft, dieüber
«ausgezeichneteGrundlagen» verfügt.

Ende März flog Suzanne de Tre-
ville zu einem Kongress des amerika-
nischen Handelsministeriums nach
Washington.DasThemawarenStand-
ortverlagerungen. Für die Wissen-
schaftlerin, die in Harvard studiert
hat, bringen diese häufig mehr Prob-
leme mit sich, als sie lösen, vor allem
weil sie die Forschung und Entwick-
lungvonderProduktion trennen. «Die
Unternehmen lassen sichvondenKos-
tenreduktionen blenden, die Stand-
ortverlagerungen ermöglichen», be-

«Der starke Frank
Die amerikanische Professorin Suzanne
sieht im starken Franken eine Chance für

amerikanischenLänderhin, ihreWäh-
rungen zu stützen. Siemüssen hierfür
ihre eigeneWährungmit Dollars kau-
fen. «Die Verteidigung einer Kursun-
tergrenze ist einfacheralsdieStützung
einer Obergrenze. Die Schweiz hatte
keineDollars zurUnterstützung ihrer
Politik benötigt, sondern lediglich
Franken,die sie selbstdruckt. Siehätte
den Euro-Mindestkurs ohne grosses
Risikobeibehaltenundnur imFalle ei-
nes tatsächlichenWertverlusts des Eu-
ros reagieren können.»

Die Situation ist sogar imMoment
nochschlimmer,findetderExperte für
Entwicklungsökonomie, denn die
Schweiz wird nun nochmassiver am
Markt intervenierenmüssen, um die
Marktteilnehmer davon zu überzeu-
gen,dassderFrankennicht so stark ist.
«Die Kursuntergrenze sorgte für eine
VorstellungvomWertdieserWährung.
Vor Ende 2014 hat die SNB imÜbrigen
viele Monate lang nicht interveniert.
Jetzt gibt es keinen Anhaltspunkt
mehr», schliesst er seine Erklärungen.
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en? Eine Chance für Produktionsveränderungen»
de Treville, Expertin für die Verkürzung von Produktionszeiten,
die Schweizer Wirtschaft.

dauert sie. AusdiesemGrund setzt sie
das Analyse-Tool «Cost Differential
Frontier» ein, mit dem die tatsächli-
chen Kosten und somit die Verluste
ausdiesenVerlagerungen insAusland
bestimmtwerden können.

Ihre Vorschläge in drei Punkten

■ Berechnung der tatsächlichen Kosten von
Standortverlagerungen:
Ab der Hälfte der 1990er-Jahre began-
nen Schweizer Unternehmen, ihre
Produktion ganz oder teilweise ins
Ausland zu verlagern, vor allem nach
Asien.DasZiel? EineVerringerungder
Produktionskosten um bis zu 30%.
Doch die tatsächlichen Kosten dieser
Entscheidungen bleiben verborgen,
meint SuzannedeTreville.Dabei spie-
len mehrere Faktoren eine Rolle, dar-
unter die längeren Lieferzeiten, die

Schwierigkeit, die Produktqualität zu
kontrollieren, und die innovations-
hemmende Trennung zwischen Pro-
duktion und Forschung und Entwick-
lung. Das Ziel ist es, diese Kosten mit
Tools für die qualitative Finanzana-
lyse aufzuzeigen. Das ist die Aufgabe
des Analyse-Tools «Cost Differential
Frontier», das sie mit ihrem Kollegen
Norman Schürhoff, Finanzprofessor
an der HEC Lausanne, entwickelt hat.
«Der Manager muss Mathematik be-
treiben», fasst sie zusammen. Nur so
werden ihrerMeinungnachMassnah-
men umgesetzt, die der eigenen Intu-
ition widersprechen, aber dennoch
notwendig sind.

■ Produktion von Qualitäts­ und Standard­
produkten:
Viele Schweizer Unternehmenbieten
Produkte mit hohem Mehrwert an.
Als Beispiel nennt SuzannedeTreville
Fischer Connectors, ein Unterneh-
men, das Tausende verschiedener
Steckverbinder undKabelverbindun-
gen anbietet. «Das sind schwankungs-
anfällige Produkte, die eine lokale,
flexible Produktion erfordern, die an
die jeweilige Nachfrage angepasst
werden kann.» Eine Verlagerung der
Produktion kommt also nicht in
Frage, da das Unternehmen dadurch
an Wettbewerbsfähigkeit verlieren
würde. Das ist dem Solarmodulher-
steller Flexcell 2012 passiert. Er hatte
beschlossen, auf inChina hergestellte
Standardprodukte umzusteigen, die
allerdings nicht mehr den Schweizer
Anforderungen entsprachen.

Suzanne de Treville schlägt den
Schweizer Unternehmen vor, zwei
Ansätze zu kombinieren. Sie sollten
weiterhinHigh-Tech-Produkte anbie-
ten, aber gleichzeitig «B-Produkte»
herstellen, die im Gegensatz zu sehr
schwankungsanfälligenWaren lager-
fähig sind. Ein solches Vorgehen setzt
jedoch erneut Entscheidungen vor-
aus, die der Intuition widersprechen
und deren Zweckmässigkeit nur mit-
hilfe mathematischer Analyse-Tools
aufgezeigt werden kann. «Die Anla-
gen solltenmit zusätzlicher Kapazität
ausgestattetwerden», schlägt dieWis-
senschaftlerin vor. Bei Nachfragespit-
zen produziert das Werk die Pro-
dukte, die das Spezialgebiet des
Unternehmens sind, hohe Margen
einbringen und feste Abnehmer ha-
ben. Ruhigere Zeiten werden für die
Produktion von Standardprodukten
genutzt, bei denen diese hohe Pro-

duktionskapazität nicht erforderlich
ist. Man muss sich also auf Kapazi-
tätserhöhungen einlassen.

■ Verkürzung der Lieferzeiten:
«Es ist nicht möglich, Lieferzeiten zu
verkürzen, ohne zusätzliche Kapazi-
täten zu schaffen», sagt Suzanne de
Treville. ImUmkehrschluss bedeutet
das: Eine Fabrik, die nur Produkte
mit hohem Mehrwert herstellt, je-
doch nach dem Just-in-time-Prinzip
produziert, wird längere Lieferfris-
ten haben. «In der Zwischenzeit bie-
tet die Konkurrenz ein Standardpro-
dukt an und der Kunde wendet sich
von Produkt A ab, obwohl es seinen
Bedürfnissen besser entspricht», er-
läutert sie. Zur Umsetzung ihrer The-
orie in die Praxis hat Suzanne de Tre-
ville im März Studenten der HEC in
vier Schweizer Unternehmen ge-
schickt. Siewerden in jeder Firma ein
stark schwankungsanfälliges Pro-
dukt A und ein lagerfähiges Stan-
dardprodukt B ermitteln. Anhand
einer mathematischen Modellrech-
nung werden anschliessend die Pro-
duktionszeiten verringert. «Manch-
mal frage ich Firmenchefs, ob sie ihre
Produktionszeiten von zwanzig Ta-
gen auf eineWoche verringern könn-
ten, um ihre Wettbewerbsfähigkeit
zu steigern. Häufig erhalte ich die
Antwort: Tja, das ist leider nichtmög-
lich. Sie denken, dass zusätzliche Ka-
pazitäten die Maschinenauslastung
reduzieren. Unsere Tools zeigen je-
doch, dass diese Lösung funktio-
niert.»

STÉPHANE HERZOG IST REDAKTOR BEI DER

«SCHWEIZER REVUE»

«Die Unternehmen lassen sich von den
Kostenreduktionen blenden, die Standort­
verlagerungen ermöglichen.»
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Interview

Die Anliegen der Auslandschweizer kommen zu kurz
Tim Guldimann, seit fünf Jahren Botschafter in Berlin, ist eine bekannte Figur im diplomatischen Corps der Schweiz.
Nun tritt er zurück und ist bereit für eine neue Herausforderung. Er möchte in die Politik.

INTERVIEW: BARBARA ENGEL

«schweizer revue»: Am 29. Mai beenden Sie
eine lange Karriere als Diplomat für die
Schweiz. Welches war Ihre schwierigste
Mission?

tim guldimann: Am schwierigs-
ten war Kosovo, am spektakulärsten
Tschetschenien mit der Vermittlung
des Waffenstillstandes und der Orga-
nisation der Wahlen. Und am span-
nendstenwarendie fünf Jahre in Iran
mit der dortigen Vertretung der ame-
rikanischen Interessen.

Wieso haben Sie Ihre diplomatische Karriere
Ende der Achtzigerjahre unterbrochen?

Ich erhoffte nach dem Ende des
Kalten Krieges einen europapoliti-
schen Aufbruch auch in der Schweiz
und war frustriert, dass wir uns in ei-
ner hektischen Stagnation blockier-
ten. Ichging ins Innendepartement, in
dieWissenschaftspolitik. Zurückzum
EDA kam ich Ende 1995, weil Heidi
Tagliavini – siewardamals von ihrem
OSZE-Einsatz aus Tschetschenien zu-
rückgekehrt – mich aufsuchte und
sagte: ‹DumusstnachTschetschenien,
wir brauchen jemanden, derRussisch
spricht.›

Das Verhältnis Deutschland–Schweiz sei,
hört man, in den vergangenen Jahren
schwieriger geworden. Erleben Sie das als
Botschafter so?

Das Verhältnis ist sehr robust, ei-
gentlich fast unverwüstlich, weil die
Deutschen uns mögen. Ob das umge-
kehrt immerderFall ist, lasse ichoffen.
Zwar hatten wir Konflikte im Steuer-
bereich,dieheutemitderAbschaffung
desBankgeheimnissesgelöst sind.Das
grösste Problem ist heute aber die von
uns angekündigte Zuwanderungsbe-
schränkung, die auch die deutschen
Grenzgänger betreffenkönnteundun-
ser Verhältnis zur EU insgesamt belas-
tet. Und in der südbadischen Grenzre-
gion sind weiterhin viele Menschen
über den Fluglärmverärgert.

Sie wollen nach Ihrem Rücktritt Ende Mai in
die Politik einsteigen?

Ja, das wünsche ichmir. Die SP In-
ternational hat mich als Kandidaten
für die Nationalratswahlen vorge-
schlagen. Am 29. Mai räume ichmein
Büro als Botschafter in Berlin. Am
30. Mai entscheiden die Delegierten
der SPdesKantonsZürich, ob siemich
auf ihre Liste setzen.

Sie möchten also als Auslandschweizer
ins Parlament in Bern?

Genau, ichwerde inBerlinbleiben
und würde mich, falls ich gewählt
werde, für die Anliegen der Fünften
Schweiz einsetzen. Ich fühle mich
dann aber auch dem Kanton Zürich
und den Anliegen der kantonalen SP
verpflichtet.

In der «Schweizer Revue» vom April erklärte
Stephanie Baumann, die als Auslandschwei­
zerin im Nationalrat sass, ein solches
Mandat sei eine kaum lösbare Aufgabe.

Natürlich könnte ich nicht alle
730000 Auslandschweizer und Aus-
landschweizerinnen vertreten. Aber:
Erstens verdient die Fünfte Schweiz
mit ihren Anliegen eine viel grössere
Beachtung in unserer Politik, denn
heute kommen sie zu kurz. Und zwei-
tenskönnte ichmitmeinemBlick von
aussen auf unser Land einen nützli-
chen Beitrag zur innenpolitischen
Diskussion leisten.Auslandschweizer
identifizieren sich vor allemmit dem
Land insgesamt, die Inländer hinge-
gen zunehmend nur mit ihrem Kan-
ton oder ihrer Region. Das zeigt sich
zum Beispiel in der Debatte über den
Französischunterricht inderDeutsch-
schweiz.

Sie sagen, die Anliegen der Ausland­
schweizer kämen im Parlament zu kurz.
Was meinen Sie konkret?

Die konkreten Anliegen betreffen
die freiwillige AHV, die Krankenver-
sicherung, die Möglichkeit, in der
Schweiz ein Bankkonto zu führen
oder dass endlich E-Voting von allen
Kantonen eingeführt wird.

BARBARA ENGEL IST CHEFREDAKTORIN DER

«SCHWEIZER REVUE»

WAHLEN
2015

Tim Guldimann
wurde 1950 in Zürich
geboren. Er studierte
Volkswirtschaft und
politische Wissen­
schaften. 1982 trat er
in den diplomatischen
Dienst ein. Die
wichtigsten Stationen
in seiner Laufbahn
waren Ägypten,
Tschetschenien,
Kroatien, Iran und
Kosovo – seit 2010 ist
er Botschafter in
Berlin. Ende Mai tritt
Guldimann aus dem
diplomatischen Dienst
zurück. Er ist mit einer
deutschen Journalistin
verheiratet, hat zwei
Töchter und wird
weiterhin in Berlin
leben.
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JÜRG MÜLLER

Im Prinzip eilt es: Bis im Februar 2017
muss die hochkomplexe Angelegen-
heit unter Dach sein. Doch auch nach
über einem Jahr seit der Annahme
der sogenannten Masseneinwande-
rungsinitiative der SVP am9. Februar
2014 sind sich alle nur in einemPunkt
einig: Es ist immer noch nichts klar.
Die verworrene Lage bei der Perso-
nenfreizügigkeit wird – zusammen
mit anderen wirtschaftlichen Prob-
lemenwie der Frankenstärke – in der
Tat immer unbequemer. «Wir brau-
chen vertragliche Sicherheit und
Rechtssicherheit», sagt etwa Eva
Jausli, CEO der Werkzeugfirma PB
Swisstools, in einem Interview mit
demNZZ-Folio. «Mit den Bilateralen
habenwir uns arrangiert, unsere Ge-
schäftsmodelle sind darauf ausge-
richtet. Ich kann mir nicht vorstel-
len, dass wir darauf verzichten
könnten.» Das Monatsmagazin der
«Neuen Zürcher Zeitung» hat im
März 2015 die verbreitete Nervosität
und Ungeduld der Wirtschaft ein-
drücklich dokumentiert.

ZuWort kommen im NZZ-Folio
nicht Politiker und Verbandsvertre-
ter, sondern verschiedene Füh-
rungspersönlichkeiten, die jeden
Tag ganz direkt die wachsende Un-
sicherheit imVerhältnis der Schweiz
zur Europäischen Union zu spüren
bekommen. So wie etwa Bruno
Chiomento, CEO des international
tätigen Wirtschaftsprüfungs- und
Beratungsunternehmens Ernst &
Young Schweiz: «Es gibt bereits erste
Auswirkungen der drohenden
Beschränkung der Zuwanderung,
ganz klar. Wir sehen, dass Firmen,
die ursprünglich in die Schweiz zie-
hen wollten, sich nun anders ent-

scheiden und sich beispielsweise in
Irland niedergelassen haben.»

Frauen mobilisieren

Wie lange diese lähmende Ungewiss-
heit anhält, ist unklar. Man kann der-
zeit nurdenStandderDingeprotokol-
lieren. Der Bundesrat hat im Februar
2015 ein neues Zuwanderungssystem
vorgestellt und bis Ende Mai 2015 in
dieVernehmlassunggeschickt.Dieses
enthält für alle Ausländerinnen und
Ausländer jährlicheHöchstzahlenund
Kontingente, die der Bundesrat je-
weils festlegen soll. Gleichzeitig sollen
bei Stellenbesetzungen inländische
Arbeitskräfte Vorrang geniessen. Des-
halbwill derBundnunmit einer Fach-
kräfteinitiative dafür sorgen, dass
nach einer Begrenzung der Zuwande-
rung insbesondere Frauen und ältere
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer absehbare Lücken füllen.

Doppelstrategie des Bundesrats

Für die EU-Bürgerinnen und -Bürger
soll die Zulassung wie bisher im Ab-
kommen über die Personenfreizügig-
keit geregelt werden, «welches ent-
sprechend dem Verfassungsauftrag
angepasstwerdenmuss»,wie der Bun-
desrat in seiner Medienmitteilung
schreibt. Zu diesemZweck hat die Re-
gierung gleichzeitig ein Verhand-
lungsmandat mit der EU verabschie-
det. Ziel ist es, «das Abkommen so
anzupassen, dass es der Schweiz künf-
tig möglich ist, die Zuwanderung ei-
genständig zu steuern und zu begren-
zen». Gleichzeitig soll der bilaterale
Weg als Grundlage der Beziehungen
zur EU gesichertwerden: «Beide Ziele
sind gemäss Mandat im gleichen

Masse zu verfolgen», schreibt die Re-
gierung vor. Es sieht ganz so aus, dass
sich der Bundesrat damit auf die Su-
che nach der Quadratur des Kreises
macht. Denndie EUhat bisher keiner-
lei Bereitschaft erkennen lassen, der
Schweiz Sonderregelungen bei der
Personenfreizügigkeit einzuräumen.
Somit bleiben trotz den bundesrätli-
chen Vorschlägen einige zentrale Fra-
gen unbeantwortet im Raum stehen:
Wie geht esweiter,wenndieEUbei ih-
rer Haltung bleibt? Setzt die Schweiz
den Verfassungsauftrag wortgetreu
um und führt das Kontingentsystem
tatsächlich auch für EU-Bürger ein?
Kündigt die Schweiz dann gleichzei-
tig auchdasFreizügigkeitsabkommen
odermachtdasdieEU?Und fällt dann
womöglich auchdasdarangekoppelte
Vertragspaket der Bilateralen I weg?
Die SVP spricht voneinem«Vetorecht»
der EU.

Diese weiterhin unklare Lage ist
auch ein Grund, weshalb die Reaktio-
nen auf die Vorschläge des Bundesra-
tes nicht gerade euphorisch ausgefal-
len sind.DieCVPnennt dasVorgehen

«mutlos», die BDP findet die Vorlage
«nicht zielführend und zu zögerlich»,
der Wirtschaftsdachverband Econo-
miesuisse erteilt die Note «ungenü-
gend», weil der Bundesrat eine zu
starre Umsetzung ins Auge fasse und
den in der Verfassung vorgesehenen
Spielraum nicht nutze. FDP und GLP
dagegen unterstützen den Bundesrat
im Bemühen, die Initiative korrekt
umzusetzen, und die SP wiederum

Eine Fahrt ins Ungewisse – Zuwanderung und EU
Die Schweiz ringt mit der Umsetzung der SVP­Zuwanderungsinitiative – die Termine sind knapp,
der Problemberg hoch und die Lösungswege verschlungen.

«Es sieht ganz so aus, dass sich der
Bundesrat damit auf die Suche nach der
Quadratur des Kreises macht.»



18

Schweizer Revue / Juni 2015 / Nr. 3

Politik

findet es richtig, zuerst mit der EU zu
verhandeln.

Genau das sieht die SVP als Initi-
antin des erfolgreichen Volksbegeh-
rens grundsätzlich anders. Sie will
nicht, dass der Bundesrat zuerst mit
der EU verhandelt. Die Regierung da-
gegenhält fest, «dass dieResultateder
angestrebten Verhandlungenmit der
EU für den vorliegenden Gesetzesent-
wurf vonBedeutung» seien, denn «die
Gesamtbeurteilung der Umsetzung
der neuen Verfassungsbestimmung
wirderstmöglich sein,wennauchdas
Verhandlungsresultat der Anpassung
des Freizügigkeitsabkommens vor-
liegt».

Falsch, findet SVP-Fraktionschef
Adrian Amstutz. Er schreibt in einer
analle SchweizerHaushalte verteilten
Propagandazeitung («Extrablatt der
SVP», März 2015), dass der Bundesrat
mit diesem Vorgehen «der EU prak-
tisch ein Vetorecht einräumt. So
macht erdieUmsetzungdesVolksauf-
trages davon abhängig, ob Brüssel be-
reit ist, derunabdingbarenAnpassung
des Freizügigkeitsabkommens zuzu-
stimmen.» Die SVP poche «weiterhin
auf eine konsequente Umsetzung des
Volksauftrags, notfalls auch unter In-
kaufnahme der Kündigung des Frei-
zügigkeitsabkommens».

Vor der Abstimmung tönte es bei
der SVPnoch anders.Mit einem Ja zur
Initiative «geben wir dem Bundesrat
den Auftrag, mit der EU über die Per-
sonenfreizügigkeit nachzuverhan-
deln», gab sie bekannt. «Das Personen-
freizügigkeitsabkommen muss nicht
gekündigt werden.» Zudem: «Die Ini-
tiative will weder einen generellen
Stopp der Zuwanderung, noch ver-
langt sie die Kündigung der bilatera-

len Abkommen mit der EU.» So steht
es auf der offiziellenWebsite der Initi-
ative. Heute jedoch droht SVP-Vize-
präsident Christoph Blocher bereits
mit einer Initiative zur Kündigung al-
ler bilateralen Verträge, wenn die Per-
sonenfreizügigkeit nicht anders gere-
gelt werden könne. Auch von einer
Durchsetzungsinitiative ist die Rede.
Und schliesslich ist auch ein Refe-
rendum gegen die Ausführungsge-
setzgebungmöglich.

RASA – eine einfache Lösung?

Esgibt aber auchVorschläge, die indie
entgegengesetzte Richtung zielen. So
will ein parteiunabhängiges Bürger-
komiteemitdemNamen«Rausausder
Sackgasse» (RASA) den Gordischen
Knoten mit einer Kehrtwende lösen.
Das am9. Februar 2015, exakt ein Jahr
nach Annahme der SVP-Initiative,
lancierte Volksbegehren will nichts
anderes, als die entsprechende Ver-
fassungsbestimmung rückgängig
machen. Angepriesen wird die Initia-
tive als Plan B für den Fall, dass die
Verhandlungen mit der EU scheitern
und die bilateralen Verträge akut ge-
fährdet seien.

Der 2009 an den Universitäten
von Genf und Zürich entstandene
Think-Tank «foraus» (Forum Aussen-
politik) diagnostiziert «imKerneinen
Zielkonflikt»: Die «konsequente Um-
setzung der Masseneinwanderungsi-
nitiative ist nichtmachbar, es sindnur
unterschiedliche Kompromisse mög-
lich. Es braucht eine politische Ent-
scheidung,welchesZiel höher gewich-
tet werden soll: wirtschaftliche
Prosperität oder ‹eigenständig gesteu-
erteMigration›.»

Einen solchen Kompromiss ins
Spiel gebracht hat der frühere Staats-
sekretär Michael Ambühl: Da fixe
KontingentevonderEUnie akzeptiert
würden, schlägt er eine Schutzklausel
vor.Dabei geht esumvorübergehende
Kontingente für den Fall, dass die Ein-
wanderungdie durchschnittlicheEU/
Efta-Zuwanderung einen zuvor defi-
nierten Schwellenwert überschreitet.
Da allerdings auch bei diesem Vor-
schlag mit Kontingenten operiert
wird, ist zweifelhaft, ob diese Lösung
mit dem Personenfreizügigkeitsab-
kommen vereinbar wäre. Und dann
wäremanwieder auf Feld eins.

Die verzwickte Lage ist die Folge
davon, dass «der Volkswille nicht un-

zweideutig erkennbar» sei, schreibt
die Schweizerische Gesellschaft für
Aussenpolitik (SGA). Der Souverän
«befindet sich imWiderspruchzu sich
selbst, aus dem nur er selbst sich be-
freien kann». In der Tat: Das Volk hat
zwar der Zuwanderungsinitiative zu-
gestimmt, aber genauso hat es zuvor
auch schonmehrmals Ja zumbilatera-
len Weg gesagt. Deshalb fordert die
SGA eine neue Abstimmung über die
Weiterführung diesesWeges. Und da-
nach sieht es immer mehr aus: Einen
Grundsatzentscheid wird das Volk
wohl früheroder später fällenmüssen.
www.foraus.ch
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Wirtschaft

STÉPHANE HERZOG

Rund 30Millionen Franken wird Ca-
mille Bloch in seine Infrastruktur in
Courtelary investieren. «Letztmals
wurde in den 60er-Jahren imgrossen
Stil investiert, nun investieren wir in
dieZukunft», sagtGeschäftsleiter Jean
Kernen. Ein Drittel des Betrags wird
indieProduktiongesteckt, derRest in
erster Linie in ein Besucherzentrum
für Schokoladenliebhaber. Es soll 2017
eröffnet werden und alle Schritte der
Schokoladenherstellungerklären. Bis-
lang kann die Fabrik von Camille
Blochnur anWochentagenvormittags
besichtigtwerden, dasneueBesucher-
zentrum soll jährlich bis zu 100000
Besucher anziehen – derzeit sind es
8000 plus 30000 Laufkunden im La-
dengeschäft.

Zudem plant das Unternehmen,
seine Produktionskapazität auf acht
Tonnen von der gefüllten Schokolade
jährlich zu verdoppeln, ohne aller-
dings ein genaues Datum zu nennen.
Der Ausbau wird laut der Geschäfts-
leitung im Wesentlichen in der Ent-
wicklung von Produkten bestehen,
die auf den Erfolgsprodukten der
Marke aufbauen. Camille Bloch will
zudem verstärkt exportieren, vor al-
lem in die Europäische Union und in

skandinavische Länder. Und was ist
mit Asien? «Derzeit steht beispiels-
weiseChinanicht aufdemProgramm.
Die Schokoladenkultur ist dort nicht
sehr ausgeprägtundwir sindnachwie
vor ein Unternehmen, das Spezialitä-
ten und keine Massenware produ-
ziert», sagt Unternehmenssprecherin
Regula Gerber.

In den letzten zehn Jahren ist das
Familienunternehmenkontinuierlich
gewachsen. Zwischen 2003 und 2014
hat es seinen Marktanteil in der
Schweiz verdoppelt. Heute beträgt er
5,1 Prozent. Beim Spitzenprodukt
Ragusawar derselbe Anstieg zu beob-
achten. Derzeit werden 1900 Tonnen
jährlich bei einer Gesamtproduktion
von3700Tonnenproduziert. Camille
BlochhatdenSchweizer Schokoladen-
markt mit aller Macht erobert – seit
2013 auchmithilfe derMigros, dienun
neben Coop ebenfalls die Produkte
des Unternehmens anbietet. Das Un-
ternehmen, das 2014 einen Umsatz
von 63Millionen Franken erzielte,
rechnet infolge des starken Frankens
für 2015 mit einem unveränderten
Umsatz.

Der Schokoladenhersteller hat
seineProduktpalettemittlerweileum
verschiedene Varianten seiner Haupt-

produkte erweitert. Neben Ragusa
Classique gibt es Ragusa in dunkler
Schokolade, aber auch Ragusa Blond –
für die junge Generation. Während
die traditionelleGrösse 50Grammbe-
trug, ist Ragusa inzwischen auch mit
25und 11Grammerhältlich. Ebenfalls
zum Sortiment gehören Mousse-
Schokoladen sowie Pralinen mit
Kirsch- oder Cognac-Füllung. Die
Produktpalette umfasst insgesamt
70Spezialitäten, darunter Saisonware
sowie eine koschere Schokolade für
das jüdische Passahfest.

Und wie kann man die junge Ge-
nerationverführen?CamilleBlochhat
einen Community Manager einge-
stellt, der sichumdie Präsenzder Pro-
dukte in sozialen Netzwerken wie
Instagram und Twitter kümmert. In
der SchweizhatdieMarke jedocheine
Obergrenze erreicht. «UnserVertriebs-
potenzial ist quasi ausgeschöpft. Wir
könnennur nochdurch Innovationen
undneue Produktewachsen», erklärt
Regula Gerber. Der Schokoladenher-
steller wächst überdies in einem
Land, in dem der Schokoladenver-
brauch 2014 zum erstenMal seit Lan-
gemauf knappunter 12 kg pro Person
zurückgegangen ist. Das lässt sich
insbesondere durch den rückläufigen

Camille Bloch investiert für eine vierte
Generation von Chocolatiers
Die für die Marke Ragusa bekannte Schokoladenfabrik, die ihren Sitz seit 1935 im St. Immertal hat, plant eine Verdoppelung
ihrer Produktionskapazitäten. Die Familie Bloch wird gross in den Unternehmensausbau investieren.

Daniel Bloch, der
Enkel des Firmen­
gründers Camille
Bloch, leitet heute
das Unternehmen

Das Modell des
geplanten Neubaus in
Courtelary
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Tourismus im vergangenen Jahr er-
klären, glaubt die Geschäftsleitung.
Ausserdem nimmt der Anteil auslän-
discher Schokolade am Gesamtkon-
sum zu, erklärt Regula Gerber.

Mittlerweile hat der 51-jährigeDa-
niel Bloch, der Enkel des Firmengrün-
ders Camille Bloch, die Leitung des
Hauses und des Verwaltungsrates
übernommen, in dem auch sein Bru-
der Stéphane sitzt. Eine vierte Gene-
ration, diemöglicherweise das Ruder
übernehmen wird, ist auch vorhan-
den. Ist Courtelary im St. Immertal
nach wie vor der beste Standort für
das Unternehmen? Jean Kernen hat
keinen Zweifel daran. «Wir verfügen
hier über ausreichend Platz, um uns
auszubreiten, aber auchüber akzepta-
ble Rahmenbedingungen und ein
niedrigeres Lohnniveau als in Genf
oder Zürich. Und schliesslich ist Biel
gut mit dem Zug zu erreichen», re-
sümiert er. Sich entwickeln und sich
dabei selbst treu bleiben, so lautet die
Philosophie vonRagusa.Oderwieder
UnternehmenschefDaniel Bloch sagt:
«Diese Schokolade ist wie ein alter
Freund. Man möchte nicht, dass er
sich zu sehr verändert.»

Von Dubrovnik nach Courtelary

Wie viele Schweizer Geschichten ist
die von Camille Bloch auch eine euro-
päische. Die Blochs stammen ur-
sprünglich aus Frankreich. Sie kamen
gegen 1850 in die Schweiz und liessen
sich in Bern nieder, wo Juden ein Nie-
derlassungsrecht hatten. Camille
wurde 1891 als französischer Staats-
bürger geboren. SeineberuflicheLauf-
bahn begannmit einer Lehre bei Cho-
colat Tobler in Bern. Nach seiner
Einbürgerung unddemMilitärdienst
in der Schweiz gründete er 1929 sein
eigenes Unternehmen. 1934 verlegte
er seinen Fabrikstandort nach Cour-
telary in eine ehemalige Papierfabrik.

Der Zweite Weltkrieg blieb nicht
ohne Auswirkungen auf die Herstel-
lung der Produkte von Camille. Wäh-

rend des Krieges gab es nur begrenzte
Mengen an Kakao. Die Lebensmittel
waren rationiert und nur mit Lebens-
mittelmarkenerhältlich.DerChefdes
Berner Unternehmens beschloss zu-
nächst, seiner Schokolade Haselnüsse,
die keiner Beschränkung unterlagen,
beizumengen,wodurcherwenigerKa-
kaobohnen für die Produktion benö-
tigte. DesWeiteren entschied er, sein
Produktmit einerHaselnussmasse zu
füllen. Diese Neuheit erforderte tech-
nischeVerbesserungen,damitdiewei-
che Masse mit festen Bestandteilen
ohneVerformunggeschnittenwerden
konnte. Schliesslich stellte erRiegel zu
50 Gramm her, da die Lebensmittel-
marken den Kauf von 100 Gramm
Süsswaren und 100 Gramm Schoko-
lade erlaubten und Ragusa beiden Ka-
tegorien zugeordnetwurde!

Nun musste nur noch ein Name
gefunden werden. Eine Reise von
Camille brachtedie Lösung:Ragusa ist
der ehemalige Name der kroatischen
StadtDubrovnik, die er kurzdavorbe-
sucht hatte.Danach kam im Jahr 1948
Torino, dermitMandelmasse gefüllte
Riegel.

Die Familie Bloch, die jüdische
Wurzeln hat, übernahm mehrfach
Verantwortung in der Geschichte der
Schweiz. Nathan, der Grossvater von
Camille, war eines der ersten Vor-
standsmitglieder der israelitischen
Gemeinde von Bern. Rolf, der Vater
derderzeitigenUnternehmensleitung,
wurde zum Präsidenten des Schwei-
zer Fonds zugunsten bedürftiger Op-
fer desHolocaust ernannt, der infolge
der Affäre um die nachrichtenlosen
Vermögen gegründet wurde. Zu den
schlimmstenKriegszeiten fragtendie
LeuteDoktorBloch, ob esdenneigent-
lichgut fürdasGeschäftsei,wenn sein
Familienname auf seiner Schokolade
stehe. Man schlug ihm auch vor, sein
Unternehmen zu verkaufen ... zu
einem guten Preis. Heute wird
Ragusa-Schokolade in etwa 30 Län-
dern verkauft und ist sozusagen Teil
des Schweizer Kulturerbes.

DieHerstellungder SchokoladenbeiCamille
Bloch im bernjurassischen Courtelary be-
ginnt in einemkleinenLagerraum.Derwich-
tigsteBestandteil der Produktebefindet sich
in SäckenvonanderthalbfacherMannshöhe,
sie enthalten rundeineTonneKakaobohnen.
Diese stammen hauptsächlich aus Zentral-
ghana, dortwerden sienachAmsterdamver-
schifft. Neben den riesigen Säcken türmen
sichganzePalettenmit türkischenHaselnüs-
sen – eine äusserst kostbare Ware, denn die
Haselnusssträucher vonTrabzonhabenwäh-
rend der Blüte im Frühjahr 2014 Frost abbe-
kommen. Dadurch hat sich der Preis für die
Erntedieses Jahres verdoppelt. Etwasweiter
hinten stapeln sichdieKartonsmitMandeln
aus Kalifornien. Das sind die Rohstoffe von
Camille Bloch in denAnlagen, die vor 86 Jah-
ren im St. Immertal installiert wurden.

Wichtig ist dieMischu

Wirtschaft
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Im ersten Produktionsraum laufen ohneUn-
terlass zumTeil schonalte, aber immernoch
glänzende Maschinen deutscher Herkunft.
Hier findet das Rösten und Zerkleinern der
Kakaobohnen, Haselnüsse und Mandeln
statt. Die Luft ist erfüllt von süsslichemRöst-
duft.DerBlick schweiftdurchgrosse Fenster
hinaus auf Weiden, die sich bis zum Wald-
rand an den Seiten des St. Immertals erstre-
cken. Man hat hier das Gefühl völliger Abge-
schiedenheit, obwohl Biel nur zwanzig
Minutenmit demZug entfernt liegt.

Im nächsten Schritt werden die Roh-
stoffe für die Herstellung von Ragusa und
Torino über Rohre in Richtung des Haupt-
gebäudes der Fabrik transportiert. Dort
wird dem Kakao die Feuchtigkeit entzogen
und er fällt pulvrig in grosse Heizbehälter,
wo er zu Kakaomasse verarbeitet wird. In

den «Küchen» eine Etage höher wird diese
Masse mit Kakaobutter und Milchpulver
versetzt. In grossen Mischmaschinen, den
so genanntenConches,wird dieMasse dann
zu Mandel- beziehungsweise Haselnuss-
praliné geknetet. «Die Füllungen sind un-
sere Spezialität», sagt Unternehmensspre-
cherin Regula Gerber.

Auf dieser Etage herrscht tropischeHitze
und der Lärm übertönt die Stimmen. Auf
demFliessband bewegen sich zu Tausenden
die Torino-Stengel aus Mandel- und Hasel-
nussfüllung wie eine Armee in Zwanziger-
reihen fort. Sie werden auf Schokoladenrol-
len transportiert, auf denen die Füllungen
von unten mit Schokolade überzogen
werden, bevor sie den vollständigen
Schokoladenüberzug erhalten. In einem
Kühlabschnitt werden die Stengel schliess-

lich fest, bevor sie geschnitten und von den
Mitarbeitenden von Camille Bloch in
Schachteln verpackt werden.

Etwa einhundert Arbeiter, Lebensmit-
teltechniker, Mechaniker, Elektriker und
Hilfskräfte – allesamtmit Papierhauben auf
dem Kopf – kümmern sich um die Produk-
tion unddie Instandhaltung derMaschinen.
Durch die Mechanisierung der Arbeiten
wird die Zahl der Personen, die monotone
Handgriffe durchzuführen haben, künftig
zurückgehen, sagt der Geschäftsleiter. Die
Arbeitsgänge werden komplexer werden.
Denn Schokolade hin oder her – Camille
Bloch ist und bleibt ein Industrieunter-
nehmen.

STÉPHANE HERZOG IST REDAKTOR BEI DER «SCHWEIZER

REVUE»

ngmit türkischen Haselnüssen und Kakaobohnen aus Ghana



22

Schweizer Revue / Juni 2015 / Nr. 3

Sport

CLAUDIA SCHUMACHER

Vom Himmel fällt der Regen eimer-
weise auf das Spielfeld. Die Frauen
kämpfen tapfer, dieMänner unterdrü-
cken ein Lachen. Die Fussballerinnen
vom FC Zürich spielen gegen die
Frauen vom Berner BSC Young Boys.
Auf dem Platz sind auch drei National-
spielerinnen. Sie werden im Juni zur
WeltmeisterschaftnachKanadareisen:
Fabienne Hummund Cinzia Zehnder
vomZürcherKlub,Florijana Ismaili aus
Bern. Es ist das erste Mal in der Ge-
schichtedesFussballs,dassdieSchwei-
zerinnen an derWM im Fussball teil-
nehmenkönnen.

Beim Spiel an jenem Samstag im
März sitzen in den Zuschauerrängen
derZürcherRasensportanlageHeeren-
schürli einige Angehörige der Spiele-
rinnen.DerFrauenfussballwird inder
Schweiz auch in den letztenWochen
vorderWMundtrotzdeshistorischen
Moments öffentlich kaum wahrge-
nommen. In der Sportredaktion einer
grossen, überregionalen Zeitung hebt
aufdieFrage,weralsReporterzurWM
nach Kanada reist, niemand freiwillig
die Hand. Von denMagazinen, bei de-
nen jeder Flirt männlicher Fussballer
ein Thema ist, bekommen die Spiele-
rinnen kaum Aufmerksamkeit. Auch
der «Playboy», wo die deutschenNatio-
nalspielerinnen abgebildetwaren, hat
sichnichtgemeldet.Obwohleinigeder
Schweizerinnen darin zweifellos eine
gute Figurmachenwürden.

Wie die Ziehung der Lottozahlen

Warum, so fragt man sich, führen die
Spielerinnen in einem fussballbegeis-
terten Landwie der Schweiz nachwie
vor ein Schattendasein? «Das Spiel ist
alles in allem spannend wie die Zie-

hung der Lottozahlen, wennman kei-
nen Schein ausgefüllt hat», schrieb ein
Kolumnist der «NZZ am Sonntag» ein-
mal über das Zuschauererlebnis beim
Frauenfussball. Langsam seien die Da-
men,undschwach,auchtechnisch.Auf
einen Pass, der bei einer Mitspielerin
ankommt,gebees rundzehnFehlpässe.
Das sindetwaspointiert zusammenge-
fasst die landläufigen Vorbehalte und
Vorurteile gegenüber demFrauenfuss-
ball. Zudem gibt es viele, die Frauen-
fussball als unästhetisch empfinden.
Noch immerhängtdemSportderRuch
an,TummelplatzvonKampflesbenmit
Oberlippenbärtchen zu sein.

Aber trifft das die Realität? Beim
verregneten Spiel in Zürich sucht
FCZ-KapitäninHummmit denAugen
dasSpielfeldab. Sie ist gerade inBallbe-
sitz, haut das rechte Bein in die Luft,
verfehlt denBall undkommt ins Strau-
cheln. ZweiMänner in denZuschauer-
reihen lachen. Nur kurz, dann beissen
sie sichaufdieLippen–siewissen,was
politischkorrekt ist.Einverschossener
Ball landet wenig später im Abfall jen-
seits des Spielfelds. Ein anderer trifft
die Schulter einerZuschauerin, die ihr
Würstchen fallen lässt. Unkonzent-
rierte Spieler und verschossene Bälle
gibt es allerdings genauso, wennMän-
ner auf dem Platz stehen. Technisch
sindeinige FrauendenMännernbeim
Fussball sehr wohl ebenbürtig. Doch
das Niveau im Frauenfussball unter-
liegt grossen Schwankungen. Dies hat
auch damit zu tun, dass sich der Sport
nochweitgehend imAmateurstadium
abspielt. Schweizerinnenmit Profiver-
trag gibt es momentan nur drei. Und
keine von ihnen spielt für einen
SchweizerKlub.LaraDickenmannaus
Kriens war während sieben Jahren
beimfranzösischenVereinOlympique

Lyon, seitApril spielt sie beiVFLWolfs-
burg, Ramona Bachmann aus Malters
spielt in Schweden, Vanessa Bürki aus
Grenchen ist beim FC Bayern unter
Vertrag.

Kein Grund wegzusehen

Langsamer und weniger kraftvoll als
die Männer spielen die Frauen auf je-
den Fall und daran wird sich wohl
auchniemals etwas ändern. Ein guter
Grund für diemangelnde Popularität
des Frauenfussballs ist das allerdings
nicht. Bei der Leichtathletik schert es
auch keinen, dass die Damen auf 100
Meter eine Sekunde länger brauchen
und beim Stabhochsprung einen Me-
ter unter der Höhe der Männer den
Sinkflugantreten. In einigenLändern
Skandinaviens, in Deutschland, den
USAund in Japangeniesst Frauenfuss-
ball denn auch einen anderen Stellen-
wert als in der Schweiz. In den USA
wird Fussball sogar eher als Frauen-
sportart wahrgenommen.

Dassdie Spielerinnenbemüht sind,
das Image von Mannsweibern abzu-
streifen, welches den Sport für viele
unattraktiv macht, kann man seit ei-
nigen Jahren beobachten. Die Frauen
treten betont weiblich auf. Bei den
Schweizerinnen ist die Dichte an
Langhaarigen höher als im Rest der
Gesellschaft. Einige Spielerinnen sind
richtig zierlich, viele gehen ge-
schminkt auf das Feld und bewegen
sich anmutig. Es gibt auch für sensib-
lere männliche Augen in dieser Hin-
sicht keinenGrundmehrwegzusehen.

Nebst dem Training voll arbeiten

Beim Spiel zwischen den Zürcherin-
nen und den Bernerinnen fühlt man

Die schlechterenMänner
Die Schweizer Fussballerinnen nehmen erstmals an der Weltmeisterschaft teil.
Dieser Erfolg bringt kaum Geld und wenig Aufmerksamkeit.

In Vancouver gegen
den Weltmeister

Vom 6. Juni bis zum 5. Juli
findet in Kanada die
FIFA­Frauen­Weltmeister­
schaft 2015 statt. Für die
Schweizerinnen wird es von
Beginn an richtig ernst: Im
ersten Spiel, am 8. Juni,
treten sie in Vancouver
gegen den amtierenden
Weltmeister Japan an.
Mehr als die Hälfte der
Schweizer Spielerinnen ist
bei Klubs im Ausland unter

Cinzia Zehnder
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sich nach einer Weile auch ganz gut
unterhalten, während man die
schnurgeradeHummmit ihrer klaren,
zackigenSpielweise beobachtet.Oder
die talentierte, 17-jährigeCinciaZehn-
der, die auf langen, schlanken Beinen
etwas steif wirkt und immer ein Fra-
gezeichen vor der Stirn herzutragen
scheint.Dann schiesst sie aber einTor.
Und nachdemdie Bernerinnen in der
70.Minutemit einemTorgleichziehen,
kanalisiert Zehnder ihren Unmut in
einenzweitenTorschussund sorgt für
das spielentscheidende 2:1.

Zehnder besucht noch die Kan-
tonsschule, sie macht im Sommer ihr
Abitur. Immerhin darf sie die Prüfun-
gen wegen der WM verschieben.
Hummhatbis vor kurzemVollzeit als
Kauffrau gearbeitet. Nun hat sie im
Vorfeld der WM ihr Pensum auf 80

Prozent reduziert, um sich besser
vorbereiten zu können.Der Sport, für
den die Nationalspielerinnen bislang
kaum Geld und auch nur marginale
Aufmerksamkeit erhalten, verlangt
ihnen viel ab. Er ist ein zeitintensives
Hobby. Fünfmal inderWochemüssen
sie trainieren – und für alles selber
sorgen.NachdemSpiel räumen siedie
Tore eigenhändig weg, bevor sie sich
auslaufen können.

«Sie ist super, sie glaubt an uns»

Das grösste Problem, das der Schwei-
zer Frauenfussball hat, sinddie Finan-
zen. Es fehlt an Geld. Die Frauen wer-
den in den Vereinen nicht wirklich
gefördert. Auch wenn immer mehr
Mädchen gerne Fussball spielen und
die Väter sich nicht mehr dagegen
sträuben, vollwertigeMitglieder sind
sie nicht. Oft hat der weibliche Nach-
wuchs in den lokalen Vereinen nicht
einmal eigene Duschen. Solche Struk-
turschwächen wirken für viele ent-
mutigend. Die fehlende Bereitschaft
von Seiten des Fussballverbandes in
denFrauenfussball zu investieren, hat
eine mangelnde Wertschätzung für
dieMädchen zur Folge.

Seit klar ist, dass die Schweizer
Frauen-Nationalmannschaft 2015 an
der WM in Kanada teilnimmt, wird
zumindest ihnen vermehrt unter die
Arme gegriffen. «Viele Spielerinnen
habenein individuelles Programmer-
halten», erzählt Zehnder nach dem
Auslaufen. Bei ihr, sie ist 1 Meter 80
grossund60Kilogrammschwer, steht
dabei der Muskelaufbau im Vorder-
grund. Proteinreiche Ernährung, Ge-
rätetraining. Andere müssen eher an
der Athletik oder der Kondition arbei-
ten. Die Spielerinnen haben Vorträge
zur Ernährung erhalten. Und sie be-
kommenauchMentaltraining –wie es
im Spitzensport längst üblich gewor-
den ist.

Die Nationaltrainerin, die Deut-
sche Martina Voss-Tecklenburg, wel-
che die Schweizerinnen seit 2012

trainiert, sorgt für das Übrige. Voss-
Tecklenburg war früher selbst aktiv.
Sie spielte 125 Länderspiele, war drei-
mal deutsche Fussballerin des Jahres
und 1995 dabei, als die Deutschen Vi-
ze-Weltmeisterinnen wurden. Über
ihr Credo als Trainerin sagt sie: «Ich
war selbst eine aggressive Spielerin,
entsprechend mag ich aggressiven
Fussball.» Fabienne Humm sagt über
Voss-Tecklenburg: «Sie ist einfach su-
per, sie glaubt an uns.» Sie habe der
Mannschaft «die deutsche Mentalität
eingeimpft», sagtHummlachend.Das
sei positiv. Nicht aufgeben, um jeden
Ball rennen.Andie eigene Stärke glau-
ben. «Siehatunsbeigebracht, dasswir
auch jemand sind.» Sohat sie aus einer
Gruppe unsichererMädchen, die halt
gerne tschutten, eine Mannschaft ge-
formt.

Und was ist eine realistische Ziel-
setzung für dieWM? «Dass wir es ins
Achtelfinale schaffen», sagen Humm
und Zehnder.

Provokative Werbung

Werben Frauenfussballerinnen auf
Youtube für sich und ihren Sport, zei-
gen sie sich aufsässig und kraftstrot-
zend. Sie ziehen Traktoren an einem
Seil und schmettern denmännlichen
Profifussballern die Frage entgegen:
«Doyouhave theballs?» – «Habt ihrdie
Eier, es mit uns aufzunehmen?» Und
das, obwohl es gerade der Vergleich
mit denMännern ist, der demFrauen-
fussball bisher geschadet hat.

Inder Schweizhat der Frauenfuss-
ball noch einen weiten Weg vor sich,
bis er vielleicht eines Tages ernst ge-
nommen wird. Auch wenn FIFA-Prä-
sident Sepp Blatter kürzlich angekün-
digt hat, den Frauenfussball so gross
wie den Männerfussball machen zu
wollen:DenTag, andemes soweit sein
wird, erlebtder 79-Jährige vermutlich
nichtmehr.

CLAUDIA SCHUMACHER IST REDAKTORIN BEI DER

«NZZ AM SONNTAG»

Vertrag. Der FC Zürich
Frauen stellt als bester
Schweizer Frauenfussball­
verein allerdings das
grösste Kontingent an
Spielerinnen der National­
mannschaft. Fabienne
Humm, Cinzia Zehnder und
Nicole Remund werden in
Kanada höchstwahrschein­
lich dabei sein und auch
Selina Kuster hat gute
Chancen. Erreichen sie das
Achtelfinale, haben die
Schweizerinnen ihr Ziel
erreicht.

(r.) im Zweikampf mit der Engländerin Katie Zelem
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ASO-Ratgeber
In der Tagesschau wurde berichtet,
dass ein Schweizer, der aus dem
Ausland in die Schweiz zurückge-
kehrt ist, bei der letzten Volksab-
stimmung zwei Mal seine Stimme
abgeben konnte. Wie kann das
sein?

Es ist richtig, dass ein Schweizer,
der aus dem Ausland zurückge-
kehrt ist, bei der Volksabstim-
mung vom 8. März 2015 die Ab-
stimmungsunterlagen zwei Mal
erhalten hat. Ein Mal an seine Ad-
resse im Ausland und danach ein
weiteresMal nach seinemUmzug
an seine neue Adresse in der
Schweiz. In diesem Zusammen-
hang wird daran erinnert, dass
Auslandschweizer jede Adressän-
derung der Schweizer Vertretung
(Botschaft oder Konsulat), bei der
sie registriert sind,mitteilenmüs-
sen. Wenn sie nach dem Versand
der Abstimmungsunterlagen ins
Ausland in die Schweiz zurück-
kehren, kann es dennoch sein,
dass sie die Unterlagen doppelt er-
halten. Wer seine Stimme zwei
Mal zur gleichen Abstimmungs-
vorlage abgibt, verhält sich jedoch
illegal und kann strafrechtlich be-
langt werden. Er begeht Wahlfäl-
schung im Sinne von Artikel 282
des schweizerischen Strafgesetz-
buchs. Personen, die die Abstim-
mungsunterlagen zwei Mal erhal-
ten, sind also nur ein Mal zur
Abstimmung berechtigt. Alles an-
dere ist eine Straftat.

RECHTSDIENST ASO

AmAuslandschweizer-Kongress steht
die Demokratie im Zentrum
Vom 14. bis 16. August 2015 treffen sich Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zu ihrem jährli-
chen Kongress. Diesmal findet er in Genf statt, im Internationalen Konferenzzentrum (CICG).

Die Beteiligung an Wahlen in der
Schweiz ist in den vergangenen Jah-
ren zwar leicht gestiegen – nach ei-
nemTiefpunkt 1995mit 42 Prozent
Wahlbeteiligung –, doch mehr als
die Hälfte der Stimmberechtigten
gehen nach wie vor nicht an die Ur-
nen.Warumist das so?Undwasmo-
tiviert die Leute, sich an Abstim-
mungen zu beteiligen? Diese und
andere Fragen stehen im Mittel-
punkt des diesjährigen Ausland-
schweizer-Kongresses. Das Thema
lautet: «Bürgerbildung:Garantie für
eine lebendige Demokratie».

Im Hinblick auf die eidgenössi-
schenWahlen imHerbstmöchtedie
Auslandschweizer-Organisation
mit ihrer Themawahl auf dieWich-
tigkeit der politischen Beteiligung
hinweisen. Sie ist Grundvoraus-
setzung für eine lebendige Demo-
kratie.

Prominente Rednerinnen undRednerwerden sich zumKongressthema aus ihrer Sicht äussern.
Unter anderen referieren Bundesrätin Doris Leuthard, Vorsteherin des Eidgenössischen Departe-
ments fürUmwelt, Verkehr, EnergieundKommunikation (UVEK),Hans Stöckli, PräsidentderNeuen
Helvetischen Gesellschaft und Ständerat des Kantons Bern, Manon Schick, Generaldirektorin von
Amnesty International Schweiz, undArthurHonegger, Auslandskorrespondent des Schweizer Fern-
sehens (SRF).

Weitere Informationen und Anmeldeformular finden Sie auf unsererWebsite:
deutsch: www.aso-kongress.ch / französisch: www.ose-congres.ch

Arthur Honegger Hans Stöckli Manon Schick

Der Rechtsdienst der ASO erteilt allgemeine
rechtliche Auskünfte zum schweizerischen
Recht, insbesondere in den Bereichen, die
Auslandschweizer betreffen. Er gibt keine
Auskünfte über ausländisches Recht und in­
terveniert auch nicht bei Streitigkeiten zwi­
schen privaten Parteien.
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Sitzung des Ausland-
schweizerrats
An seiner Frühjahrssitzung beschäftigte sich der Auslandschweizerrat
vor allemmit den Parlamentswahlen vom 18. Oktober.

EinWahlmanifest mit Forderungen bezüglich der Auslandschweizer-
GemeinschaftstandimMittelpunktderSitzungdesAuslandschweizer-
rats (ASR)am21.März2015.DasManifestmitachtPunktenenthält aus-
nahmslos Anliegen, welche die Auslandschweizer seit Jahren
beschäftigen. Zentral ist die flächendeckende elektronische Stimmab-
gabe (E-Voting), umpolitischeRechte einfacher ausüben zukönnen.

Mit 64 gegen 2 Stimmen verabschiedet hat der Rat die Antwort
der Auslandschweizer-Organisation in der Vernehmlassung zur Re-
vision des Ausländergesetzes, die für die Umsetzung der Massenein-
wanderungsinitiativenotwendig ist. Explizitwird inderAntwortdie
Forderung erhoben, die Personenfreizügigkeit mit der EU weiterzu-
führen. Die Sistierung der Personenfreizügigkeit hätte für die fast
450000Auslandschweizer inderEuropäischenUniondirekte Folgen.
Eine Resolution zur Personenfreizügigkeit hat der Auslandschwei-
zerrat bereits 2011 verabschiedet.

HeftigeDiskussionenprovozierte imRateinmalmehrdieFrage,ob
der ASR künftig direkt gewählt werden soll, anstatt durch die Schwei-
zer-Vereinigungen. Ein Entscheid hierzuwurde nicht gefällt. (BE)

Jacques­Simon Eggly tritt zurück
Der Präsident der Auslandschweizer­Organisation
(SAO) hat angekündigt, dass er am Auslandschwei­
zer­Kongress in Genf im August von seinem Amt
zurücktreten werde. Eggly leitet die ASO seit 2007. Als
Nachfolger schlägt der ASO­Vorstand den derzeitigen
Vizepräsidenten, Remo Gysin, vor. Für die Wahl
zuständig ist der Auslandschweizerrat.

Die Banken und die Auslandschweizer
Die für Auslandschweizer immer schwieriger
werdenden Beziehungen zu den Schweizer Banken,
vor allem die Kündigung von Konten ohne Angabe von
Gründen, haben auch diesmal den ASR beschäftigt.
Mehrere Banken haben gegenüber der Auslandschwei­
zer­Organisation (ASO) jedoch die Bereitschaft
signalisiert, Schweizer Bürgern im Ausland unter
gewissen Bedingungen Bankbeziehungen zu
ermöglichen. Der Rechtdienst der ASO wird in der
nächsten Nummer der «Schweizer Revue» (sie
erscheint am 22. Juli 2015) eine Zusammenstellung
der Bankinstitute und deren Bedingungen publizieren.

Meldung als stimmberechtigte Auslandschweizer
Das Formular, um den Eintrag im Stimmregister vorzunehmen oder zu erneuern, finden Sie auch unter:
www.admin.ch > Dienstleistungen und Publikationen > Dienstleistungen für Schweizer im Ausland > Politische Rechte

Jacques­Simon Eggly

Remo Gysin

Empfänger An die schweizerische Vertretung senden, bei der Sie angemeldet sind. (Bitte gut leserlich und in Blockschrift ausfüllen)

Absender Name: Vorname:

Mädchenname:

Geburtsdatum: Geburtsort:

Zivilstand: seit: Heimatort(e) Heimatkanton(e):

Name / Vorname des Vaters: Name / Vorname derMutter:

Genaue Adresse imAusland:

Als Stimmgemeinde wähle ich: Postleitzahl: Ort: Kanton:

❏ Weil ich das Bürgerrecht dieser Gemeinde besitze ❏ Weil ich dort von (Jahr) bis (Jahr) gewohnt habe

Gewünschte Sprache: ❏ Deutsch ❏ Französich ❏ Italienisch ❏ Rätoromanisch

Ichwünsche, gestützt auf das Bundesgesetz vom 19. Dezember 1975 und die Verordnung vom 16. Oktober 1991 über die politischen Rechte
der Auslandschweizer, das Stimm- undWahlrecht in eidgenössischen Angelegenheiten auszuüben und eidgenössische Volksinitiativen
und Referendumsbegeren zu unterschreiben.

Ort: Datum: Unterschrift:
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DasSchul- oderAusbildungsjahrneigt
sich seinem Ende zu. Abschlussprü-
fungen stehenanundvielleicht schon
bald eine Diplomverleihung. Danach
kommen für viele die grossen Som-
merferien. Auslandschweizerinnen
und Auslandschweizer, die in der
Schweiz ein Studium absolvieren,
werdenzu ihrenFamilien insAusland
zurückkehren oder sich vielleicht in
der Schweizmit einemFerienjoboder
einem Praktikum etwas Geld verdie-
nen und erste Berufserfahrungen
sammeln.

Die meisten Schüler, die nun ihre
obligatorische Schulzeit oder ein
Gymnasiumabschliessen,wissen,wie
ihrweitererAusbildungswegaussieht.
Das Ausbildungsjahr 2015/16 beginnt
für Lernende im August, für Studie-
rende im September. Es stehen also
noch ein paar Monate zur Verfügung,
umVorbereitungen für den neuen Le-
bensabschnitt zu treffen.

Für jungeAuslandschweizerinnen
und Auslandschweizer ist es ein
grosser Schritt, das Land, in dem sie
aufgewachsen sind, zu verlassen und
für ihre Ausbildung in die Schweiz zu
kommen.AuchwenndieBeziehungen
zu ihremUrsprungsland gut und viel-
fältig sind, gilt es, sich an ein neues
Umfeld, andere Sitten, neueMenschen
undHerausforderungenzugewöhnen.
Dies ist, weit weg von der Familie,
nicht immer einfach. Esmuss eineUn-

terkunft gefunden und administra-
tive Angelegenheiten wie Versiche-
rungen und Krankenkasse usw.
geklärt werden. Eventuelle Stipen-
dienanträge gilt es frühzeitig vorzu-
bereiten. Manchmal müssen noch
Sprachbarrieren abgebaut werden.
Die zahlreichenSommersprachkurse
sind da eine grosse Hilfe. So gerüstet
sollte einem erfolgreichen Ausbil-
dungsjahr in der Schweiz nichts im
Wege stehen.

RUTH VON GUNTEN,

LEITERIN ABTEILUNG AUSBILDUNG IN DER SCHWEIZ

Gratis ins Jugendskilager

Vom 2. bis 9. Januar 2016 verbringen 600 Kinder
zwischen 13 und 14 Jahren gratis eine Schneesport-
woche an der Lenk im Berner Oberland. Unter den
600 Teilnehmern werden auch 75 Auslandschweize-
rinnen und Auslandschweizer sein.
Am 2. Januar 2016 werden 600 Mädchen und
Knaben aus allen Ecken der Schweiz per Extrazug
an die Lenk im Simmental reisen. Schon zum
75. Mal laden Swiss­Ski und seine Partner zum
grössten Schneesportlager der Schweiz ein.
Diesmal sind Kinder mit den Jahrgängen 2001
und 2002 an der Reihe.

Wer von den Auslandschweizer­Kindern am
Jugendskilager (Juskila) teilnehmen möchte,
sollten sich in Deutsch, Französisch oder
Italienisch verständigen können. Die Lagerplätze
werden ausgelost. Der Gewinn beinhaltet die
Teilnahme am Lager inklusive Schneesportunter­
richt, Essen, Unterkunft. Die Organisation und die
Finanzierung der Hin­ und Rückreise liegen in
der Verantwortung der Eltern. Wer einen der 75
Plätze für Auslandschweizerinnen und ­schweizer
gewonnen hat, wird Ende September bekannt­
gegeben.

Der Anmeldetalon für das Juskila erscheint
in der nächsten Ausgabe der «Schweizer Revue».Jugendsession vom 24. bis 30. August 2015

Wegen der Parlamentswahlen findet die diesjährige Jugendsession
bereits im Sommer statt. 200 Jugendliche können teilnehmen – für
die Auslandschweizer sind mehrere Plätze reserviert. Schon vor
Beginn der Jugendsession informieren wir die Teilnehmenden über die
Abläufe in der schweizerischen Politik, über die politischen Prozesse,
die Mitwirkungsmöglichkeiten und bereiten sie in unseren Workshops
inhaltlich auf die Jugendsession vor.
Alle Informationen auf www.swisscommunity.org oder www.aso.ch.

Gut vorbereitet in die Ausbildung

Angebote der Auslandschweizer­Organisation und der Partnerinstitutionen

Die Auslandschweizer­Organisation (ASO)
ist als privatrechtliche Stiftung ein
Kompetenzzentrum zur Wahrung der
Interessen der im Ausland lebenden
Schweizer Bürger. Nebst der Herausgabe
der «Schweizer Revue» bietet sie in
Zusammenarbeit mit ihren Partnerorgani­
sationen verschiedene Dienstleistungen
für Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer.

■ Rechtsberatung. Kostenlose
Beratung bei Emigration ins Ausland oder
Rückwanderung in die Schweiz.

www.aso.ch > Rubrik «Beratung»
■ Netzwerk. Kontakte mit Schweizerin­
nen und Schweizern in aller Welt dank der
Internet­Plattform.

www.swisscommunity.org
■ Angebote für Kinder und Jugend­
liche. Organisation von Ferienlagern,

Sprachkursen usw. für junge Ausland­
schweizer, die ihre Heimat besser
kennenlernen möchten.

www.aso > Angebote
■ Beratung für Ausbildungen in
der Schweiz. Junge Auslandschweizer
und ­schweizerinnen, die in der Schweiz
eine Ausbildung oder ein Studium
absolvieren möchten, werden bei der
Auswahl von Ausbildungsplätzen und bei

Anträgen für Stipendien unterstützt und
begleitet. www.educationsuisse.ch

Auslandschweizer­Organisation ASO
Alpenstrasse 26,
3006 Bern, SCHWEIZ
Telefon +41 31 356 61 00
info@aso.ch

Für Voranmeldungen und Auskünfte:
Stiftung für junge Auslandschweizer (SJAS)
Alpenstrasse 26, 3006 Bern, SCHWEIZ
Telefon +41 31 356 61 16, Fax +41 31 356 6101
E-Mail: info@sjas.ch, www.sjas.ch

DieWebseite www.educationsuisse.ch
bietet Informationen rund um das
Thema Ausbildung in der Schweiz an.
Die Mitarbeiterinnen der Abteilung
educationsuisse – Ausbildung in der
Schweiz geben ihnen gerne weitere
Auskünfte.
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Dank der eidgenössischen Volksinitiative kann eine Handvoll Bürger
eine Teil- oder Totalrevision der Schweizerischen Bundesverfassung
vorschlagen. Dieser Auszug aus einer Master-Arbeit des Hochschul-
instituts für öffentliche Verwaltung versucht zu erklären, wie sich die
Nutzung von Volksinitiativen im Laufe der Zeit verändert hat.

Die eidgenössische Volksinitiative als politisches Instrument erfreut
sich heute grösseren Erfolgs denn je. Wie die Abbildung unten zeigt,
wurde sie bis 1932 wenig genutzt, während ihr Einsatz seit den
70er-Jahren unaufhörlich steigt.

Wenngleich es schwierig ist, die Gründe für den Anstieg der An-
zahl Initiativen seit den 70er-Jahren zu erklären, wagen wir den-
noch zwei Hypothesen, die zum einen den Aspekt der Bundespoli-
tik und zum anderen den der schnellenWirksamkeit betreffen.

Das Interesse an der Bundespolitik
Bis zur Verfassung von 1874 sind die Kompetenzen des Bundes be-
grenzt; die politische Debatte findet in den Kantonen statt. Ab 1874
und im gesamten 20. Jahrhundert werden langsammehr undmehr
Kompetenzen von den Kantonen auf den Bund übertragen. Dieser
Umstand erklärt vielleicht zumTeil einerseits die geringe Zahl der
Initiativen zwischen 1891 und 1932 und andererseits, warum ein
verstärktes Interesse an der Bundespolitik ab den 70er-Jahren fest-
zustellen ist. Mit anderenWorten: Jemehr Kompetenzen ein Organ

der Macht besitzt, umso mehr interessiert man sich für dessen
Politik.

In seinemWerk «19 avril 1874 – L’audace de la démocratie directe»
(19. April 1874 – DerWagemut der direkten Demokratie) zeigt der Ju-
rist undHistorikerOlivierMeuwly auf, dass bestimmte Ideenauf kan-
tonaler Ebene entstehen und dann die Bundesebene erreichen. Dies
gilt insbesondere fürdiedirekteDemokratie, derenWiege sich inden
Kantonen befindet. Diese haben ab Mitte des 19. Jahrhunderts einer
nach dem anderen verschiedene demokratische Werkzeuge einge-
führt, die es demVolk ermöglichen, in die Kantonspolitik einzugrei-
fen (Gesetzesinitiative, obligatorisches Gesetzesreferendum und fa-
kultatives Finanzreferendum). Die Kantone sind also in gewisser
Weise die politischen Laboratorien, die die Entstehung und Reifung
einer Idee ermöglichen. Wenn eine Sache in den Kantonen funktio-
niert, wird sie unter Umständen auf höherer Ebene übernommen.

Schnelle Wirksamkeit
Mit der Volksinitiative kann direkt in die politische Agenda des Bun-
des eingegriffenwerden, ohneüberden repräsentativenWegdes Par-
laments zu gehen. Die legislative Umsetzung einer politischen Idee
überdenparlamentarischenWegkannbis zuzehn Jahredauern. Eine
Idee, die voneinerVolksinitiative getragenwird, kanndagegenunter
gutenpolitischenVoraussetzungen innerhalb vonknappdrei Jahren
in einem Verfassungsartikel umgesetzt sein. Die Initiative «Gegen

Die eidgenössische Volksinitiative

news.admin.ch
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Masseneinwanderung», die am 9. Februar 2014 in einer Volksabstim-
mung angenommen wurde, ist ein gutes Beispiel hierfür: Vom Zeit-
punkt ihrer Lancierung am 26. Juli 2011 dauerte es nur zweieinhalb
Jahre bis zum Inkrafttreten eines neuen Verfassungsartikels. Die
Volksinitiativekannalso eindeutlich schnelleresMittel fürdieDurch-
setzungeinesBeschlusses sein, auchwenn ihreErfolgschancen recht
gering sind, unter Betrachtung des Anteils der Initiativen, die in der
Volksabstimmungangenommenwurden (5%der Initiativenzwischen
1979 und 2014). Diese schnelle Wirksamkeit und die Tatsache, dass
das Parlament umgangen werden kann, sind möglicherweise Erklä-
rungen für die Beliebtheit der Volksinitiative seit den 1970er-Jahren.

Die eidgenössischeVolksinitiative scheintheutedurchaus eine le-
bendige Realität zu sein, auch wenn ihre Chancen auf Zustimmung
beimVolknachwievor gering sind. Sicher ist, dass dieVolksinitiative
derzeit für viel Gesprächsstoff sorgt und häufige Urnengänge der Be-
völkerung erfordert. Dies bleibt im Übrigen nicht ohne Konsequen-
zen, da jede zustande gekommene Volksinitiativemit einem immen-
sen administrativen Aufwand und enormen Kosten verbunden ist,
die vom Steuerzahler zu tragen sind.

PIERRE-MICHEL COTRONEO

DER AUTOR IST HOCHSCHULPRAKTIKANT IN DER KONSULARISCHEN DIREKTION DES EDA UND

ABSOLVIERT EIN MASTER-STUDIUM AM HOCHSCHULINSTITUT FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG

(IDHEAP). DER ARTIKEL IST EIN AUSZUG AUS SEINER MASTER-ARBEIT.

Telefon Schweiz: 0800 24-7-365
Telefon Ausland: +41 800 24-7-365
E-Mail: helpline@eda.admin.ch
Skype: helpline-eda

Reisehinweise
www.eda.admin.ch/reisehinweise
Helpline EDA +41 (0)800 24-7-365
www.twitter.com/travel_edadfae

Online-Registrierung für Schweizerinnen
und Schweizer auf Auslandreisen
www.eda.admin.ch/itineris

Die kostenlose App für iOS und Android

Plane gut.
Reise gut.

Publikationen
Broschüre «Der Bund, kurz erklärt, 2015»
DieBroschüre «DerBund, kurz erklärt,
2015» der Bundeskanzlei bietet aktu-
elle Informationen zur Schweizer Po-
litik, Verwaltung und Justiz. Sie ist
eine der auflagenstärksten Publikati-
onen der Bundesverwaltung.

Wie setzt sich das Parlament zu-
sammen?Wie lange dauert es, bis ein
Gesetz in Kraft tritt? Wie viele Perso-
nen arbeiten in der Bundesverwal-
tung? Worüber entscheidet das Bun-
desgericht? SolcheFragenbeantwortet
dieBroschüre «DerBund,kurzerklärt»,
welche die Bundeskanzlei alljährlich
herausgibt.Die80-seitigePublikation
richtet sich an alle, die sich für das
Schweizer Staatswesen interessieren.
Viele Mittel- und Berufsschulen ver-
wendensie imStaatskundeunterricht.

Für die Texte arbeitet die Bundes-
kanzlei engmit den Parlamentsdiens-
ten, den Departementen und dem
Bundesgericht zusammen. Infografi-
ken veranschaulichen das Geschrie-
bene und Fotos zeigen Bundesange-
stellte in den unterschiedlichsten
Funktionen.

Als Sujet für das Deckblattwählte
die Bundeskanzlei dieses Jahr nicht
eine Aufnahme des Bundeshauses,
sondern den wunderschönen Tschin-
gelsee imBernerOberländer Kiental –
eines von 283 durch den Bund ge-
schützten Auengebieten der Schweiz.

«Der Bund, kurz erklärt, 2015» er-
scheint in einer Auflage von 292000
Exemplaren in den vier Landesspra-
chen und auf Englisch. Die Broschüre
kanngratis bestelltwerdenbeimBun-
desamt für BautenundLogistik unter
www.bundespublikationen.admin.ch.
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STATISTISCHE QUELLEN

Daten vom Autor zusammengestellt nach Datenbank der Schweizerischen Bundeskanzlei.

http://www.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_2_2_5_9.html

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

Artikel 136, 138, 139, 139b und 140 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossen­

schaft, SR 101

Artikel 68 bis 76 des Bundesgesetzes über die politischen Rechte vom 17. Dezember 1976,

SR 161.1.
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Verantwortlich für die amtlichen Mitteilungen des EDA:
Peter Zimmerli, Auslandschweizerbeziehungen
Bundesgasse 32, 3003 Bern, Schweiz
Telefon: +41 800 24 7 365
www.eda.admin.ch, mail: helpline@eda.admin.ch

Inserat

Pioniergeist, Leidenschaft und
Spitzenleistungen
Die Schweiz gehört in der Polarfor-
schungzurWeltspitze. Zwölf Beiträge
illustrierendieArbeit vonForscherin-
nenundForschernausder Schweiz an
Nord- und Südpol: Welche Rolle spie-
len Arktis und Antarktis für unseren
Planeten, wie empfindlich reagieren
sie auf die men-
schengemachte glo-
bale Erwärmung
undwas dies heisst
für die Zukunft –
auch der Schweiz?
Lesen Sie die Ant-
worten zu diesen
Fragen in der

Eidgenössische
Abstimmungen

Am 14. Juni 2015wird über vier Vorlagen abgestimmt:

■ Bundesbeschluss vom 12. Dezember 2014 über die Änderung der
Verfassungsbestimmung zur Fortpflanzungsmedizin und Gentech-
nologie imHumanbereich
■ Volksinitiative vom 20. Januar 2012 «Stipendieninitiative»
■ Volksinitiative vom 15. Februar 2013 «Millionen-Erbschaften
besteuern für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)»
■ Änderung vom 26. September 2014 des Bundesgesetzes über
Radio und Fernsehen.

Alle InformationenzudenVorlagen (Abstimmungsbüchlein,Ko-
mitees, Empfehlungen des Parlaments und des Bundesrates, Vote
électronique etc.) finden Sie unter www.ch.ch/abstimmungen.

Zu den eidgenössischenWahlen am 18. Oktober 2015 finden Sie In-
formationen,Anleitungen,WissenswertesundweiterführendeLinks
unterwww.ch.ch/Wahlen2015 -demgemeinsamenAuftrittvonBun-
deskanzlei, Parlamentsdiensten, Bundesamt für Statistik und ch.ch.

Volksinitiativen
Die folgende eidgenössische Volksinitiative wurde bis Redaktions-
schluss neu lanciert (Ablauffrist der Unterschriftensammlung in
Klammern):

■ «Zur Förderung der Velo-, Fuss- undWanderwege (Velo-Initia-
tive)» (3. 9. 2016)
■ «Schweizer Recht statt fremdeRichter (Selbstbestimmungsiniti-
ative)» (10. 9. 2016)

Die Liste der hängigen Volksinitiativen finden Sie unter www.
bk.admin.ch >Aktuell >WahlenundAbstimmungen >HängigeVolks-
initiativen.

Hinweise
Melden Sie Ihrer schweizerischen Vertretung
Ihre E-Mail-Adresse(n) undMobiltelefon-Num-
mer(n) und/oder deren Änderungen und regis-
trieren Sie sich bei www.swissabroad.ch , um
keine Mitteilung («Schweizer Revue», Newslet-
ter Ihrer Vertretung usw.) zu verpassen.

Die aktuelleAusgabeder «SchweizerRevue»
sowiedie früherenNummernkönnenSie jeder-
zeit überwww.revue.ch lesenund/oder ausdru-
cken.Die «SchweizerRevue» (bzw.die «Gazzetta
Svizzera» in Italien) wird kostenlos als Druck-
ausgabe oder elektronisch (via E-Mail bzw. als
iPad-/Android-App) allen Auslandschwei-
zer-Haushalten zugestellt, die bei einer Bot-
schaft oder einem Generalkonsulat registriert
sind.

neuen Publikation des EDA, zu bestel-
len unter

www.eda.admin.ch > Dienstleistungen
undPublikationen > Publikationen >Alle
Publikationen > Suchbegriff «Polarfor-
schung».

news.admin.ch

ARKTIS

3

Schweizer
PolarforschungPioniergeist, Leidenschaft undSpitzenleistungen
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Trouvaillen

Wir und die Vergangenheit
Könnenwir ausderGeschichte etwas ler-
nen? Wie wichtig ist das Wissen um un-
sere Geschichte, unsere Vergangenheit
undumunsereVorväter undunsereHel-
den? Das sind Fragen, die derzeit in der
Schweiz intensivdiskutiertwerden. «Wir
leben ingeschichtssüchtigenZeiten.Aus
allen Ecken springt sie uns an, die Ver-
gangenheit.» Das steht in der Einleitung
zur neusten Publikation aus dem Hause
NZZ – sie heisst «NZZ Geschichte» und
der Name ist Programm. Grosses Thema
in der ersten Ausgabe, erschienen Mitte
April, ist «Napoleon – Der Erfinder der
modernen Schweiz». Der von Thomas
Maissen sehr leserlich geschriebene his-
torische Artikel wird ergänzt mit zwei
Geschichten über Schweizer Frauen, die
mit Napoleons Leben eng verbunden
sind:Germainede Staël undFrauOberst
Regula Engel.

«Das heilsame Gemetzel» ist der Titel
zu einem Gespräch über Marignano zwi-
schen dem rechtskonservativen Chefre-
daktorder «BaslerZeitung»,MarkusSomm,
unddemHistorikerAndréHollenstein. Im
Beitrag «5 Minuten für ein historisches
Bild»erfährtmanallesüber «dieMaschine
für humanes Hinrichten», die Guillotine.
Das Heft ist sorgfältig gestaltet und für an
Geschichte interessierte Laien und nicht
fürHistoriker geschrieben. BE

Der Weg zu politischer Gleichberechtigung
Sie versucht es mit einem neuen Blick und ei-
nemneuenZugang–undes gelingt ihr bestens.
DieHistorikerinFranziskaRoggernimmt sich
derGeschichteunddemEinsatzder Schweizer
Frauen für politische Gleichberechtigung an.
Viel ist lamentiert worden über den langen,
steinigenWeg, über die Hindernisse und die
VerhinderungstaktikenderMänner aufdiesem
Gebiet. Das lässt Franziska Rogger sein. Sie er-
zählt in ihremBuch «GebtdenSchweizerinnen
ihre Geschichte!» den Frauenstimmrechts-
kampf als einenWeg aus vielen kleinen Erfol-
gen –wenn auchbeschwerlich undmanchmal
zermürbend. Sie zeigt, wie viel Fantasie,
Kampfgeist, Überzeugungsarbeit, Solidarität
über alle Herkommens- und Parteigrenzen

hinweg in dem lan-
gen Kampf stecken.

Im zweiten Teil
des Buches widmet
sich Rogger einge-
hend dem Leben von
Marthe Gosteli, der
heute 98-jährigen

Gründerin des Archivs zur Geschichte der
schweizerischenFrauenbewegung. Aus langen
Gesprächenmit derwohl bedeutendsten Frau-
enrechtlerin der Schweiz entstand eine Art
Familiengeschichte der Gostelis, wo der Vater
Patriarch und Politiker war, die Frauen aber
sehr wohl auch etwas zu sagen hatten. Das
Buch liest sich leicht, weil Franziska Rogger
eine gute Geschichtenerzählerin ist und weil
sie sicher bewusst Jargon und Duktus der
Historiker meidet. BE

Ein Comic über ein Leben
im Genfer Exil

Mit seinem im Frühjahr erschei-
nenden Comic «Wonderland» er-
zählt der Italo-Schweizer Tom
Tirabosco eine Geschichte voller
Kraft und Zärtlichkeit. Die auto-
biografischeErzählungberuht auf
demLebenderTiraboscos inRom
und in Genf. In der ewigen Stadt
lernt die Schweizer Touristin
Jacqueline den Hotelangestellten
Antoniomit seinemFaible fürden
Belcanto kennen. 1966 kommt
Tom zur Welt, zwei Jahre später
sein Bruder Michel. Doch er hat
keine Hände und ein verkrüppel-
tes Bein. Für die Behandlungmuss die Familie
indie Schweiz ziehen,wo sich erneut Familien-
zuwachs einstellt.

«Wonderland» – in Schwarz-Weiss gehal-
ten – ist die Geschichte der Zweifel und Hoff-
nungen von Tom. Der Junge wächst in einem
kleinenWohnkomplex imGenfer Umland auf

und ist gefangenzwischeneinem
jähzornigen und chauvinisti-
schen, aber liebevollenVaterund
einem leidenden Bruder, der je-
doch vor Lebensgier brennt.Wie
soll er in diesemUmfeld, zu dem
noch eine Mutter mit ebenfalls
rebellischem Charakter gehört,
seinen Platz finden?

BeimZeichnenwirdTomdie
Lösungfinden – angetriebenvon
der Liebe zu den Tieren und
Ozeanen. Bis dieVerschmutzung
der Welt den Zeichner schliess-
lich in die Schwermut treibt.
Gleichwohl mangelt es dem
Comic nicht an Humor.

DasWerk von Tirabosco liest
sich auch wie eine Chronik der Kinder der Ge-
neration X. SH

www.atrabile.org
www.avant-verlag.de/artist/tom_tirabosco

■ «NZZ Geschichte»,
Verlag NZZ, Zürich;
122 Seite; erscheint
viermal jährlich;
Einzelheft CHF 18.–,
Jahresabonnement
CHF 58.–,
Ausland Euro 77 .

von Thomas Maissen

Napoleon – Erfinder der
modernen Schweiz

No 1
APRIL 2015

Das fatale Gesuch
Im Mai 1992 wollte der
Bundesrat in die EG.
Eine Rekonstruktion
91

Die Mutterliebe
Muss eine Frau ihre Kinder
lieben? Die Geschichte
eines Gefühls
66

Hitlers Schweiz
Was wäre passiert, wenn
Deutschland die Schweiz
erobert hätte?
78

■ Franziska Rogger, «Gebt den
Schweizerinnen ihre Geschichte!»;
Verlag NZZ libro, Zürich, 2015;
396 Seiten; CHF 48.–
www.nzz­libro.ch

■ Tom Tirabosco «Wonderland»; éditions Atrabile, Genf;
136 Seiten; CHF 25.50. EUR 22
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Echo Zitate

Neue Regeln für Volksinitiativen
Für eidgenössische Volksinitiativen sollen künftig stren-
gere Regeln gelten, das verlangt der Think-Tank Avenir
Suisse. Die Volksinitiativen würden immer häufiger als
politisches Werbemittel eingesetzt, was nicht ihrem
Zweck entspreche. Avenir Suisse schlägt vor, die Unter-
schriftenzahl auf 211000 zu erhöhen – das wären 4 Pro-
zentder Stimmberechtigten. Zudemsollen inderVorprü-
fung die Kriterien für eine Ungültigkeitserklärung
strikter angewendet werden.

Mehr Gäste als erwartet
Die Hotellerie in der Schweiz verzeichnet entgegen al-
len Prognosen gute Zahlen. Im Februar 2015 gab es laut
demBundesamt für Statistik insgesamt 3,1Millionen Lo-
giernächte,was gegenüber Februar 2014 einer Zunahme
von 6,0 Prozent (+176000 Logiernächte) entspricht.
Knapp die Hälfte ging auf das Konto inländischer Gäste.
Das ist ein Plus von 8,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
Bei den ausländischen Gästen betrug die Zunahme 3,8
Prozent.

Neues Komitee zur Rettung der Bilateralen
«Vorteil Schweiz» nennt sich ein neues Komitee, das sich
gegen die Vereinigung «EU-NO» von alt Bundesrat Chris-
toph Blocher und gegen den Angriff der SVP auf die bila-
teralen Verträge und die Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK) zur Wehr setzen will. Zu den
Gründungsmitgliedern gehören unter anderen die
SP-Ständerätin Pascale Bruderer, dieNationalräte Ruedi
Noser (FDP), Hans Grunder (BDP), Filippo Lombardi
(CVP) undRaphaël Comte (FDP) sowie dieUnternehmer
JobstWagner undHansjörgWyss. Die beiden sind offen-
bar bereit, zwei Millionen Franken für die Anschubfi-
nanzierung zu spenden. Sollte es zu ei-
ner Abstimmung über die bilateralen
Verträge kommen, stellen sie laut Me-
dienberichten weitere fünf Millionen
zur Verfügung.

Corrigendum
ImEditorial der «Schweizer Revue» vom
April stand, in derWahlplattformder So-
zialdemokratischen Partei (SP) stehe
«kein Wort» über die Beziehung der
Schweiz zur EU.Die SP istmit dieserDar-
stellungnicht einverstanden.Richtig ist:
In keinem der zehn Projekte des Wahl-
programms findet Europa Erwähnung,
im Vorwort zur Wahlplattform steht je-
doch fünfmal dasWort «Europa».

«Wir können es nicht dulden, dass Menschen
untergehen.»

Bundesrätin Simonetta Sommaruga,
zum Flüchtlingsdrama im Mittelmeer

«Wer im Geld schwimmt, hält einen Rettungsring
für eine Zumutung.»

Ernst R. Hauschka (1926 – 2012), deutscher Lyriker und Aphoristiker

«Die Schweiz wird Schritt für Schritt kaputt gemacht.»
Toni Brunner, Präsident der SVP,

über die vermeintliche Mitte­links­Allianz im Parlament

«Die Schweiz ist schon untergegangen.
Die Schweiz, in der Sie und ich aufgewachsen sind.
Aber sie entsteht jeden Tag neu. Vielfältiger.
Welthaltiger. Überraschender. Machen Sie mit und
freuen Sie sich darauf!»

Franz Hohler, Schweizer Schriftsteller und Kabarettist

«Früher hat die FDP Lösungen aufgetischt und
gleich noch eine Dissertation als Begründung
nachgeschoben. Diese Zeiten sind vorbei.»

Philippe Müller, Präsident der FDP, über den neuen Stil und das neue
Selbstverständnis seiner Partei

«Mit dem Status ist es wie mit der Ehre.
Beides gibt es nur in den Augen der anderen.»

Katja Gentinetta, Schweizer Politphilosophin

«Leichtsinn ist die fröhliche Art,
Erfahrungen zu sammeln.»

Art van Rheyn (1939 – 2005),
deutscher Dichter und Aphoristiker

«Demokratie ist ein Verfahren,
das garantiert, dass wir nicht besser
regiert werden, als wir es
verdienen.»

George Bernard Shaw (1856 – 1950),
irischer Dramatiker und Politiker

Hans Erni
Am 21. März ist der
Maler, Zeichner und
Bildhauer Hans Erni
gestorben. Einen
Monat nach seinem
106. Geburtstag. Erni
fing in den Zwanziger­
jahren an zu malen,
bekannt wurde er
durch ein Wand­
gemälde für die
Landesausstellung
1939, fünf Meter hoch
und hundert Meter
lang. Zahlreich sind
die von Erni
gestalteten Plakate,
bei denen er sein
Engagement für eine
gerechtere Welt
durchscheinen liess.
Er setzte sich ein
für die Einführung
der AHV, für das
Frauenstimmrecht –
und gegen Atom­
waffen.
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Grand Tour
of Switzerland.

Vom Gletscher zu den Palmen, von pulsierenden Städten zu unberührten Geheimtipps:
Erleben Sie die Vielfalt der Schweiz auf einer Route. MySwitzerland.com/grandtour


